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Die im Dunkeln sieht man nicht. Zum einen die wirklich Reichen und
Mächtigen sowie die wirklichen Verbrecher, wobei oft unklar ist, ob
sich diese Unterscheidung rechtfertigen läßt. Zum anderen die Ver-
dammten dieser Erde, auf der auch Deutschland liegt. 

Manchmal jedoch ist es anders. In der Mitte des Oktobers 2006
wurde die zweite Gruppe einmal kurz ans Licht hervorgezerrt, von
allen Seiten beäugt, Entsetzen simuliert und anschließend vergessen
– das Entsetzen ebenso wie die Verdammten dieses Deutschlands.
Künftig nun in der Schublade »abgehängtes Prekariat« verwaltet:
niedriger gesellschaftlicher Status, geringe Identifikation mit Arbeit,
niedriges monatliches Haushaltsnettoeinkommen, höchster Anteil an
Konfessionslosen, wünschen sich gemeinwohlorientierte Gesellschaft,
Politikinteresse unterdurchschnittlich, gewerkschaftlicher Organisa-
tionsgrad relativ hoch, bewerten Idee des Sozialismus eher positiv,
deutliche Präferenzen für linke bzw. rechte Randparteien – so etwa
hieß es jüngst in der aufstörenden Studie der Friedrich-Ebert-Stif-
tung über die Menschen aus dieser Gruppe.

Was soll man als Politiker »einer der beiden großen Volksparteien«
mit solchen Leuten anfangen, zumal sie bisher nur acht Prozent der
Wähler ausmachen? Da redet man doch besser vom Wetter. Davon
haben alle etwas. Außerdem lassen sich auf diesem Feld leichte Er-
folge erzielen, die – was auch nicht zu verachten ist – kurzfristig zu-
dem niemand nachprüfen kann. Und, noch wichtiger: Man kann mit
diesem Thema Angst und Wohlverhalten erzeugen. Was sind elf Mil-
lionen Arme gegen den drohenden Weltuntergang? Da muß der ein-
zelne eben schon mal zurückstehen. 

Die Verelendung im »unteren Teil« der Gesellschaft schreitet wei-
ter voran; die Langzeitarbeitslosigkeit »verfestigt sich«, und dieRe-
gierung – in diesem Zusammenhang von Eliten zu sprechen, verbie-
tet sich spätestens seit Helmut Kohl – feiert den warmen Winter und
die Exportweltrekorde durch Metall- und Chemieindustrie. Nach
den Jahren der Stagnation und der Arbeitsplatzvernichtung sind
auch wieder am Bau die Bücher voll.

In diesem hoffnungsfrohen Moment meldet sich einer aus dem
Dunkeln, der zu den wirklich Reichen gehört und dessen Namen
außerhalb seiner Kreise natürlich fast niemand kennt: Jim Rogers.
Gemeinsam mit George Soros, der nach dem Zusammenbruch des
Ostblocks aus dem Dunkeln trat und bei den vorigen Präsidenten-
wahlen in den USA insgesamt 23,5 Millionen Dollar an linksgerich-
tete Bewegungen und Gruppen spendete, um die Wiederwahl von
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George W. Bush zu verhindern, hatte er 1970 einen der ersten Hedge-
fonds gegründet. Nun warnte er in der »Welt am Sonntag« vor eben
diesen Hedgefonds, deren Zahl unterdessen auf 25 000 bis 30 000
geschätzt wird, weil sich der Markt »drehe« und alle »übereinander
herfallen und sich zerfleischen« werden. 

Die Krise werde ausbrechen, sobald »die US-Wirtschaft in eine
Rezession abrutscht«. Die Anfäng des Abschwungs seien schon zu
spüren. »Der US-Immobilienmarkt befindet sich in katastrophaler
Verfassung, den Autoherstellern geht es erst recht miserabel. Die ak-
tuelle Expansion dauert bereits fünf bis sechs Jahre. In der Regel
steht in jeder Dekade alle vier bis sechs Jahre eine Rezession an. Die
Zeit ist reif.«

Die meisten Hedgefonds würden demnächst platzen und die Anle-
ger unendliche Summen verlieren. Der gleiche gelte für die Risiko-
kapitalbranche; derzeit würden dort 100 Milliarden Dollar bewegt
und zumeist zu überhöhten Preisen Unternehmen aufgekauft. »Das
muß irgendwann zu Problemen führen«, so noch einmal Rogers.

Was bedeutet das für Deutschland? Kaum eine Volkswirtschaft ist
so in die Weltwirtschaft eingeflochten wie die der Berliner Republik,
in keiner Volkswirtschaft zumindest der »alten« EU-Staaten – selbst
im Musterland des Neoliberalismus Großbritannien – wurde der Bin-
nenmarkt so heruntergewirtschaftet wie hier. Wenn die Deutschen
etwas machen, tun sie es gründlich – egal ob Klassik, Weltkriege
oder Globalisierung, stets müssen sie die Musterschüler sein. Und
kommen sich dabei selbstverständlich noch groß vor.

Fällt der Exportmotor aus – und bei einer Rezession in den USA
fällt er aus, da die gesamte Weltwirtschaft mit immer neuen Krediten
diese Wirtschaft am Laufen hält –, ergeht es den Deutschen minde-
stens so schlimm wie 1929. Nach dem Ersten Weltkrieg hatten sie
sich – anders als heute nicht ganz freiwillig – ebenfalls an die USA-
Wirtschaft gekettet und waren entsprechend in die große Krise hin-
eingezogen worden. Auch damals hatten sich die Verantwortlichen
in der Politik und in der Wirtschaft Deutschlands bis zum Schluß
selbst gefeiert. Dann standen auf einmal fast alle im Dunkeln.

JÖRN SCHÜTRUMPF
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Über Alternativen zum Kapitalismus in seiner heute vorherrschen-
den neoliberalen Ausprägung zu sprechen, tue ich als bekennender
demokratischer Sozialist gern, weil ich ganz und gar nicht der Auf-
fassung bin, dass wir an das »Ende der Geschichte« gelangt sind,
wie das Francis Fukuyama nach dem Zusammenbruch des Staats-
sozialismus glauben machen wollte. 

Das kann schon deshalb nicht stimmen, weil die Menschheit in
ihrer Gesamtgeschichte zu 99 Prozent in nicht-kapitalistischen Ge-
sellschaften lebte. Und weil der Kapitalismus selbst seit seiner Ent-
stehung in der ursprünglichen Akkumulation im England des 15. und
16. Jahrhunderts oder noch früher, in den italienischen Städten des
13. Jahrhunderts, unterschiedliche soziale Formen, Kulturen und
Entwicklungen angenommen hat und regelmäßig reformierbar war.

Heute über den Sozialismus zu sprechen, fällt mir auch deshalb
leicht, weil ich Anfang Januar bei der Amtseinführung des neuen
Präsidenten Ecuadors, Rafael Correa, zugegen war und die Gelegen-
heit hatte, mit weiteren Staatspräsidenten und Vertretern anderer
lateinamerikanischer Regierungen zu sprechen. Die Linksregierun-
gen in Lateinamerika, von Bolivien über Venezuela, Brasilien, Chile,
Argentinien, Uruguay bis hin zu Kuba, haben bei allen großen Un-
terschieden in ihrer wirtschaftlichen Entwicklung und ihren Ge-
sellschaften eines gemeinsam: Das neoliberale Projekt, das Milton
Friedman bereits in den sechziger Jahren des vergangenen Jahrhun-
derts proklamierte und sich weltweit durchzusetzen begann, besitzt
in diesen Ländern keine gesellschaftliche Legitimation. Es ist dort
gescheitert, zunächst bei den Mehrheiten der Bevölkerungen.

Aber eine Abkehr vom neoliberalen Zeitgeist können wir selbst
auf unserem Kontinent beobachten. Die Slowakei galt als das Mo-
dellprojekt der Neoliberalen, dort existierte die so genannte flat tax,
also ein einheitlicher Steuersatz von 19 Prozent für alle Bürgerinnen
und Bürger, vom Millionär bis zur Verkäuferin. Die dort regierende
konservativ-neoliberale Partei, einst mit 38 Prozent der Stimmen ge-
wählt, erhielt bei den vergangenen Wahlen im Sommer des letzten
Jahres nur noch 8 Prozent. Und es lohnt auch ein Blick auf unser
Land. Schwarz-gelb wollten die Leute nicht, auch nicht das Steuer-
modell von Kirchhoff. 

Und dank des Wahlerfolgs der Linkspartei wurde eine große Not-
koalition gebildet, die zwar die neoliberale Politik der rot-grünen
Schröder-Fischer-Regierung verschärft fortsetzt, aber mit deutlichen
Abstrichen gemessen an dem, was sich Frau Merkel und Herr
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Westerwelle unter dem Eindruck guter Meinungsumfragen gemein-
sam vorgenommen hatten. Außerdem gibt es neue Diskussionen im
Bundestag, in den Medien und in der Gesellschaft.

Der Kapitalismus ist aus dem Feudalismus hervorgegangen, und
seine ungeheure Dynamik stößt an seine sozialen und natürlichen
Grenzen. Doch unsere Vorstellungskraft reicht zumeist nicht aus,
sich eine Gesellschaft jenseits des Kapitalismus, so wie wir ihn ken-
nen, mit seinen nivellierten Kulturen, seinen politischen Institutio-
nen, der spezifischen Art und Weise der Produktion und Konsumtion
vorzustellen.

Ich halte aber ebenso wenig von jenen Auffassungen auf linker
Seite, die davon ausgehen, dass ihnen die Geschichte schon irgend-
wie Recht gäbe und der Kapitalismus an seinen inneren Widersprü-
chen und seiner Krisenanfälligkeit quasi gesetzmäßig keine Überle-
benschancen habe. Das ist ahistorisch gedacht. Die Krisen, auch sehr
tiefen Krisen des Kapitalismus in seiner Geschichte haben regel-
mäßig zu einer Transformation seiner Wirtschaft, Gesellschaften und
Kulturen geführt. Der Kapitalismus hat sich als außerordentlich
wandlungsfähig erwiesen. Antonio Gramsci bezeichnete diese Pro-
zesse als »passive Revolution«, als die Anpassungsfähigkeit von
ökonomischen und politischen Verhältnissen an die neuen histori-
schen Herausforderungen. Der Kapitalismus erwies sich jedenfalls
als weniger krisenanfällig als der gescheiterte Staatssozialismus.
Zum Teil haben die Krisen, die der Kapitalismus in seiner jungen
Geschichte durchlief, sogar zu seiner Stabilisierung beigetragen.

Eine Zusammenbruchstheorie, wie sie auch bei Rosa Luxemburg
anklang, ist für mich kein Naturgesetz. Die Erlösung oder Überwin-
dung kann nur aus den Gesellschaften selbst heraus und dort, wo De-
mokratie herrscht, nur auf demokratischem Wege erfolgen oder auch
nicht. Rosa Luxemburgs und Friedrich Engels’ zugespitzte Alterna-
tive »Sozialismus oder Barbarei« gilt auch heute noch, vielleicht
heute wieder mehr als in früheren Zeiten.

Moderne – Modernisierung
Ende der neunziger Jahre habe ich mich in »12 Thesen« schon ein-
mal näher mit der Frage beschäftigt, wie eine Gesellschaft, die man
als eine demokratische und sozialistische bezeichnen könnte, ausse-
hen könnte, in der die Freiheit des Einzelnen die Bedingung der
Freiheit aller Menschen ist – um mit der Vision von Marx und En-
gels zu sprechen.

Als systematischen Ausgangspunkt meiner Überlegungen wählte
ich den Begriff der Moderne. Die Positionen, mit denen ich mich
auseinandersetzen werde, sind deshalb auch Stellungnahmen zur
Moderne und zu Modernisierungsprozessen. Das gilt für die Apolo-
geten des Marktes ebenso wie für einen Teil der Linken.

Der Begriff der Modernisierung hat eine eigentümliche Doppelbe-
deutung. Mit ihm wird einmal der Prozess bezeichnet, in dem sich
die Moderne aus der vormodernen Gesellschaft herausschälte, zu-
gleich bezeichnet man mit ihm all die Prozesse der Entwertung der
Vergangenheit und – komplementär dazu – der beständigen Neue-
rung, Prozesse also, die sich auch und insbesondere innerhalb der
Moderne abspielen.

»Die Bundesrepublik
Deutschland ist ein reiches
Land. Allerdings sind die
Beteiligung am gesellschaft-
lichen Reichtum und die
Lebenschancen ungleich
verteilt. Dabei gibt es neue
und auch wachsende Mög-
lichkeiten für ein Leben in
Gerechtigkeit, Demokratie
und Frieden. Doch sie
werden von zerstörerischen
Prozessen blockiert. Diese
sind Folge hochkonzen-
trierter Kapitalmacht, sie
entstehen aus dem Vorrang
der internationalen Finanz-
märkte und dem Übergang
der Herrschenden von einer
Politik des sozialstaatlich
regulierten Kapitalismus zu
einer marktradikalen,
neoliberalen Politik.«
Programmatische Eck-
punkte. Entwurf des pro-
grammatischen Gründungs-
dokuments der Partei DIE
LINKE. (Beschluss der Vor-
stände von Linkspartei.PDS
und WASG auf ihrer
gemeinsamen Beratung
am 10. Dezember 2006),
Abschn. I:
Gemeinsam für eine
andere Politik, in:
www.sozialisten.de.
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Die Moderne kann zunächst einmal als ein Epochenbegriff verstanden
werden, der mit dem Beginn Neuzeit einsetzt. Als Großereignisse,
die die Schwelle zur Neuzeit markierten, werden von den Historike-
rinnen und Historikern häufig die Renaissance, die Reformation und
die Entdeckung der Neuen Welt benannt. Das freilich macht noch
nicht klar, warum die so genannte Neuzeit auch wirklich eine neue
Zeit war und ist. 

In der Renaissance finden wir den Beginn eines politischen Den-
kens, das die Legitimität politischer Herrschaft nicht mehr aus reli-
giösen Weltbildern ableitete, sondern die menschliche Vernunft als
Legitimationsressource erschließt. Die Reformation andererseits
gründete den Glauben nicht auf die zur Objektivität geronnene Au-
torität kirchlicher Institutionen, sondern betonte das subjektive Mo-
ment der Innerlichkeit. Damit leitete sie einen Prozess ein, an dessen
Ende die Religion zur Privatangelegenheit wurde. Die Entdeckung
Amerikas hingegen leitete durch die Kolonialisierung und die Aus-
beutung der dortigen Edelmetallvorkommen die ersten Schübe der
ökonomischen Modernisierung ein.

Es gehört nun aber zu den eigentümlichen Aspekten der Moderne,
dass sie den Prozess der Ablösung von einer Vergangenheit, die Ent-
wertung der Vorbild- und Orientierungsfunktion von Traditionen, der
sie ihr Entstehen verdankte, stets aufs Neue wiederholt. Dafür kann
man verschiedene Erklärungen bemühen. Zumindest für einen ökono-
mischen Zugang scheint die Darlegung von Marx und Engels aus dem
Kommunistischen Manifest recht einleuchtend: »Die Bourgeoisie kann
nicht existieren, ohne die Produktionsinstrumente, also die Produk-
tionsverhältnisse, also sämtliche gesellschaftlichen Verhältnisse fort-
während zu revolutionieren. (...) Die fortwährende Umwälzung der
Produktion, die ununterbrochene Erschütterung aller gesellschaftli-
chen Zustände, die ewige Unsicherheit und Bewegung zeichnet die
Bourgeoisepoche vor allen früheren aus. Alle festen eingerosteten Ver-
hältnisse mit ihrem Gefolge von altehrwürdigen Vorstellungen und
Anschauungen werden aufgelöst, alle neugebildeten veralten, ehe sie
verknöchern können. Alles Ständische und Stehende verdampft, alles
Heilige wird entweiht, und die Menschen sind endlich gezwungen,
ihre Lebensstellung, ihre gegenseitigen Beziehungen mit nüchternen
Augen anzusehen« (MEW Bd. 4, S. 465).

Aus dieser Perspektive ist es also die ökonomische Modernisierungs-
dynamik, die sich auf die Gesamtgesellschaft, einschließlich ihrer Kul-
tur, auswirkt. Das kalkulatorische Interesse des Bourgeois, die moderne
Form der Subjektivität, bildet den Boden der modernen Gesellschaft.

Allerdings war es bereits Hegel, der das Prinzip der »neuen Zeit«
in der Subjektivität ausmacht. In den Gestaltungen der modernen
Kultur (bei Hegel: des objektiven Geistes) sah er entsprechend viele
Verkörperungen dieses Prinzips. Die objektivierenden Wissenschaf-
ten hatten die Welt entzaubert, und der subjektive Geist schrieb der
objektivierten Natur die Gesetze vor; in Recht und Moral habe ein
jedes sich als ein vor der Subjektivität zu Rechtfertigendes zu zei-
gen; in der romantischen Kunst schließlich sah Hegel die reine In-
nerlichkeit der Subjektivität thematisch werden. 

Hegel war auch der erste, der den Modernisierungsprozess als
Entwertungsprozess einst vorbildhafter Vergangenheit interpretierte.

»Unsere Alternative zu
diesem entfesselten
Kapitalismus ist die soli-
darische Erneuerung und
konsequent demokratische
Gestaltung der Gesellschaft.
Die Vielfalt individueller
Lebensentwürfe und das
Aufbrechen traditioneller
Rollen der Geschlechter
begreifen wir als eine
Chance für Individualitäts-
entfaltung, deren Basis es
durch materielle und soziale
Sicherheit kollektiv zu
sichern gilt. Wir wenden
uns gegen eine Politik des
Forderns und Förderns,
die Arbeitslosigkeit zum
individuellen Problem
erklärt. Stattdessen wirken
wir für gesellschaftliche
Rahmenbedingungen,
die Arbeit und Persönlich-
keitsentwicklung für alle
Menschen ermöglichen.
Ein grundlegender Politik-
wechsel für eine sozial
gerechtere Gesellschaft
erfordert, die uralte Idee
der Solidarität mit Antworten
auf neue gesellschaftliche
Herausforderungen zu
verbinden.«
Ebenda, Abschn. I:
Gemeinsam für eine
andere Politik.
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Die Kraft religiöser Autorität diente in vormodernen Gesellschaften
als Quelle normativer Orientierung. Diese Quelle war zwar nicht
versiegt, aber in ihrer fraglosen Autorität zumindest beschädigt. Die
moderne Gesellschaft ist auf sich selbst zurückgeworfen, sie kann
keine Vergangenheit mehr mobilisieren, um normative Orientierun-
gen zu generieren.

Wenn man Moderne und Modernisierung so beschreibt, dann gibt
es drei prinzipielle Einstellungen zu ihr:

Erstens: Der Prozess der Aufklärung wird als Emanzipationspro-
zess begrüßt. Er ist es auch in der Tat, denn menschliche Subjekti-
vität wird aus dem autoritären Zwang der Traditionen entlassen.

Oder zweitens: Der Prozess der Aufklärung wird abgelehnt oder
bedauert, da er die Orientierung stiftenden Funktionen der Tradition,
insbesondere der Religion, zerstört.

Oder drittens: der Prozess der Aufklärung wird als Emanzipa-
tionsprozess anerkannt; zugleich jedoch wird der Akzent auf den
»dunklen Fleck« der Aufklärung gelegt: nämlich dass sie Gefahr
läuft, in eine neue Heteronomie, also eine Fremdbestimmtheit, um-
zuschlagen, solange nicht klar ist, wie die Moderne normative Maß-
stäbe setzen kann, die nicht von außen an sie herangetragen werden.

Die dritte der genannten Positionen tritt gewissermaßen als Kritik an
den beiden erstgenannten auf. Sie kritisiert an der ersten Position, der
Partei der Aufklärung, eine einseitige Fassung des Emanzipationsver-
ständnisses und verteidigt gegen den Konservativismus der zweiten
Position die Emanzipationsgewinne des Aufklärungsprozesses. Es
geht in der dritten Position im Wesentlichen darum, ein Autonomie-
projekt zu formulieren, das gegenüber den Gefahren einer neuen
Fremdbestimmung sensibilisiert. Diese dritte Position ist als Dialektik
der Aufklärung bezeichnet worden. Sie ist politisch höchst heterogen,
wie sich darin zeigt, dass politisch so unterschiedliche Denker wie He-
gel, Marx, Engels und noch Nietzsche hier einzuordnen sind.

Der Marxsche Zugang zum Problem der Moderne scheint mir be-
sonders interessant. Gelegentlich wird Marx ja ein Hang zum Öko-
nomismus vorgeworfen. Da mag sogar etwas Wahres dabei sein.
Freilich muss die Konzentration auf einen wesentlichen Punkt nicht
unbedingt ein Fehler sein. Sie ermöglicht es Marx, in seinen Ana-
lysen in die Tiefe zu gehen. Das Verhältnis der Emanzipation zur
Fremdbestimmung kann ökonomisch konkret wie folgt beschrieben
werden: Der Modernisierungsprozess entbindet die Menschen von
traditionellen, gemeinschaftlichen Zwängen, erzeugt damit eine mo-
derne Person und setzt eine moderne Kultur frei. Im universellen
Tauschverkehr wird dieser Emanzipationsprozess jedoch zur Quelle
neuer Fremdbestimmung vor allem für jene, die nur Arbeitskraft an-
bieten können. Damit wird das Autonomieprojekt der Aufklärung
zum höchst eingeschränkten Autonomieprojekt.

Das »Verfahren« von Marx besteht nun darin, aus der kulturellen
Moderne Maßstäbe zur Beurteilung der ökonomischen Moderne zu
gewinnen. Und darin ist Marx immer noch ein geeigneter Orientie-
rungspunkt für eine Kritik an der Fremdbestimmung der ökonomi-
schen Moderne. Denn die moderne Kultur lässt sich als ein Projekt
der Entwicklung freier und selbstbewusster, daher selbstbestimmter
Praxisformen verstehen. 

»Wir wollen Grundideen
alternativer Politik zusam-
menführen. Der Kampf
gegen den Abbau sozialer
Rechte, für eine gerechte
Verteilung der Arbeit in einer
humanisierten Arbeitswelt
und für einen erneuerten
solidarischen Sozialstaat ist
der im Gründungsprogramm
formulierte Ausgangspunkt
der Wahlalternative Arbeit
und soziale Gerechtigkeit.
Die Linkspartei.PDS bringt
in Übereinstimmung damit
ihr historisches Verständnis
des demokratischen Sozia-
lismus als Ziel, Weg und
Wertesystem und als Ein-
heit von Freiheits- und so-
zialen Grundrechten ein –
niedergelegt in ihrem Chem-
nitzer Programm. Demokra-
tie, Freiheit, Gleichheit,
Gerechtigkeit und Solidarität
sind unsere grundlegenden
Wertorientierungen. Sie sind
untrennbar mit Frieden,
Bewahrung der Natur und
Emanzipation verbunden.
Die Ideen des demokrati-
schen Sozialismus stellen
zentrale Leitvorstellungen
für die Entwicklung der
politischen Ziele der Linken
dar.«
Ebenda, Abschn. I:
Gemeinsam für eine
andere Politik.
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Hingegen spielen Märkte zwar eine wichtige Rolle bei der materiel-
len Reproduktion der Gesamtgesellschaft – und damit auch unserer
nichtökonomischen Praxisformen; aber indem die Märkte als Quelle
der Fremdbestimmung in Erscheinung treten und dazu tendieren,
immer größere Lebensbereiche ihrem Diktat auszusetzen bzw. die-
sen ihre Logik aufzuprägen, bedrohen sie eben die Entwicklung
selbstbestimmter Praxisformen.

Diese eigentümliche Dialektik ist der Ausgangspunkt einer kriti-
schen Beurteilung der ökonomischen Moderne. Wenn man sich auf
den Standpunkt von Habermas stellt, dass Märkte sich nicht demo-
kratisieren lassen, wenn sie einen funktionalen Eigensinn haben, der
in der Kapitalverwertungslogik nicht aufgeht, kann man zugeben
(wie Habermas es auch tut), dass ökonomische Macht kontrolliert
werden muss, auch, aber nicht nur, um unerwünschte Nebeneffekte
des Marktes abzufedern. Dort aber, und das scheint ja die Signatur
unserer Zeit zu sein, wo es Ansätze zu einer Kontrolle ökonomischer
Macht gibt, sind sie im Schwinden begriffen.

Vielleicht wird schon jetzt etwas deutlicher, wie ein moderner So-
zialismus begriffen werden könnte: Er ist der beständige Versuch,
Entfremdungspotenziale der ökonomischen Moderne zu lokalisieren
und zu neutralisieren. Er ist damit Bestandteil eines allgemein ange-
legten Autonomieprojekts. Damit ist andererseits klar, dass jeder
Sozialismus, der eine überzogene Modernekritik dergestalt betreibt,
dass ihm auch Rechtlichkeit und Demokratie suspekt sind, Autono-
mie überhaupt gefährdet.

Kapitalismuskritik: Die soziale Frage
Im Folgenden möchte ich die Dringlichkeit einer radikalen Kritik am
Kapitalismus begründen. Der Kapitalismus als soziales System ist
im Prozess der von Marx so genannten ursprünglichen Akkumula-
tion von Kapital entstanden. Die Produzenten wurden gewaltsam
von ihren traditionellen Produktionsbedingungen getrennt. Diejeni-
gen, die über die Produktionsmittel verfügen, die Kapitalbesitzer,
unterscheiden sich von denjenigen, die über kein Eigentum verfü-
gen, aus dem ihnen Rechte auf eine Aneignung erwachsen könnten.
Kurz – das durch Arbeit im Stoffwechsel mit der Natur Produzierte
wurde in privates Eigentum verwandelt. Damit verbunden war eine
Inwertsetzung der Natur, die bereits im 15. Jahrhundert in der euro-
päischen Landwirtschaft begann. Die Agrarrevolution erfolgte vor
der industriellen Revolution. Sie war die Voraussetzung dafür, dass
auf den enteigneten und privatisierten landwirtschaftlichen Flächen
die landwirtschaftlichen Erträge beträchtlich gesteigert werden konn-
ten. Die Erhöhung der Produktivität in der Landwirtschaft schuf erst
die Voraussetzungen dafür, dass die dort »freigesetzte« Landbevöl-
kerung als Arbeitskräfte in den Manufakturen ihre Arbeitskraft ver-
kaufen und gleichzeitig ihre Ernährung wenigstens halbwegs sicher-
gestellt werden konnte.

Kapitalverwertung war jedoch nur möglich, wenn die eigen-
tumslosen Arbeitskräfte einen Überschuss produzieren, der von den
Eigentümern privat angeeignet werden konnte, was eine bestimmte
Produktivität voraussetzte. Das Produkt muss also größer sein als
das, was zur Reproduktion der Arbeitskräfte und ihrer Familienan-
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gehörigen erforderlich ist. Das ließ sich als die – in Anlehnung an die
Marxsche Terminologie – absolute Mehrwertproduktion bezeichnen.
Sie besteht schlicht darin, dass der Arbeitstag entsprechend verlän-
gert wird.

Die absolute Mehrwertproduktion gibt es selbstverständlich auch
heute, trotz aller ungeheuren Produktivitätsfortschritte. Nicht nur in
den Ländern der so genannten Dritten Welt, sondern auch bei uns.
Die Zahl der in Deutschland geleisteten Überstunden erreicht Re-
kordwerte, und die Arbeitgeberverbände fordern eine Revision der
Arbeitszeitgesetzgebung mit dem Ziel der Verlängerung der Arbeits-
zeiten.

Eine neue Qualität erreichte der Kapitalismus jedoch erst mit der
Produktion des relativen Mehrwerts oder der reellen Subsumtion der
Arbeit unter das Kapital. Um einen höheren Mehrwert zu erzielen,
stand nicht mehr die Verlängerung der Arbeitszeiten im Vorder-
grund, sondern die Intensivierung der Arbeit selbst, mit Hilfe der
Modernisierung und Umwälzung der Produktionsprozesse, die von
Marx und Engels im »Kommunistischen Manifest« so gepriesen
wurde.

»Die Produktion des relativen Mehrwerts revolutioniert durch und
durch die technischen Prozesse der Arbeit und die gesellschaftlichen
Gruppierungen«, so Marx im »Kapital«. Erst auf dieser Grundlage
entfaltete sich der moderne Kapitalismus, getrieben von den Zielen
möglichst hoher Renditen, die das Wachstum und die Produktion be-
stimmen, und angetrieben von den fossilen Energieträgern wie Öl,
Kohle und Erdgas, die die anderen Energieformen wie Wind, Was-
ser, Holz verdrängten. Auf dieser Basis entwickelte der Kapitalismus
eine in der Geschichte der Menschheit einzigartige Dynamik.

Wirft man den Blick zurück auf die Entwicklung in den ent-
wickelten kapitalistischen Industrieländern, so erscheint die Epoche
nach 1945 als das goldene Zeitalter des Kapitalismus. Ihm ging der
Schock der bis dahin größten Weltwirtschaftskrise des Kapitalismus
Ende der zwanziger Jahre des letzten Jahrhunderts voraus. Die Ant-
worten auf Massenarbeitslosigkeit und Gewinneinbußen war mit
dem Namen des britischen Bankiers Keynes verbunden. Der Keyne-
sianismus bestand im Kern darin, durch staatliche Interventionen in
die Marktwirtschaft die Massennachfrage zu erhöhen, die benötigt
wird, um die Massenproduktion von Gütern auch rentabel zu machen.

Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde der keynesianische Interven-
tionsstaat unter den Bedingungen der Systemkonkurrenz mit dem
Staatssozialismus zu einer Art modernem Wohlfahrtsstaat erweitert,
der sich auf eine breite Akzeptanz der Bevölkerung in den westli-
chen Industrieländern stützen konnte. Die Wachstums- und Produk-
tivitätsraten waren in den folgenden 25 Jahren außerordentlich hoch,
die Renditen gut, und die abhängig Beschäftigten nahmen am Pro-
duktivitätsfortschritt durch die Steigerung ihrer Einkommen teil,
was wiederum der Kaufkraft zugute kam. 

In dieser Zeit konnte eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen,
eine Verkürzung der Arbeitszeiten, aber auch mehr Teilhabemög-
lichkeiten der abhängig Beschäftigten wie die Mitbestimmung in
Unternehmen von den Gewerkschaften durchgesetzt werden. Erfolg-
reich war dieses Modell auch deshalb, weil die Arbeitslosigkeit ver-

»Der Neoliberalismus tritt
im Namen von mehr Frei-
heit an, doch werden alle
Lebensbereiche der Kapital-
verwertung und insbeson-
dere der Steigerung der
Aktienkurse auf den Finanz-
märkten unterworfen.
Neoliberale Kräfte fordern
weniger Staat und bauen
den Sozialstaat zugunsten
eines repressiven Wettbe-
werbsstaats ab. Sie berufen
sich auf die Demokratie und
versuchen, Gewerkschaften
und andere demokratische
Organisationen und Bewe-
gungen zu schwächen.
Sie verfolgen eine
unsolidarische Politik der
Privatisierung, Deregulie-
rung und Unterordnung
aller Lebenssphären unter
die Märkte. Sie lösen neue
imperiale Kriege aus und
verschärfen die Terror-
gefahren. Statt Chancen-
gleichheit zu fördern,
vergrößern sie die Kluft
zwischen oben und unten.
Niedriglohnsektoren breiten
sich aus. Steigende
Gewinne gehen einher mit
anhaltender Massenarbeits-
losigkeit. Große Teile der
Bevölkerung wenden sich
von der Teilnahme an der
demokratischen Willens-
bildung ab.«
Ebenda, Abschn. II:
Eine andere Welt ist nötig.
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gleichsweise niedrig lag und die Gewerkschaften weit weniger er-
pressbar waren als in der Gegenwart.

Der Fortschritt der Akkumulation im Rahmen des fordistischen
Akkumulationsregimes ist aber offenbar nicht unbegrenzt möglich
gewesen. Ein Grund dafür ist, dass die Kapitalrenditen tendenziell
zurückgingen und sich in den siebziger Jahren mehr und mehr
zunächst die angebotsorientierte Theorie und dann das Ideologie-
gebäude des Neoliberalismus einschließlich völkerrechtswidriger
Kriege zur Rohstoffsicherung und -eroberung durchsetzen konnte.
Zunächst in den USA unter Ronald Reagan, gefolgt von Margret
Thatcher in Großbritannien. Andere Länder folgten, und es handelte
sich, wie sich herausstellen sollte, nicht nur um ein wirtschaftliches
und politisches Projekt der Konservativen und Wirtschaftsliberalen,
sondern auch der sozialdemokratischen Parteien eines Tony Blair in
Großbritannien und eines Gerhard Schröder in Deutschland. Diese
Anpassung der europäischen Sozialdemokratien an den Neolibera-
lismus und die kritiklose Übernahme ihrer Doktrin hat die Heraus-
bildung und Stärkung der Linken, die dem Neoliberalismus nicht
folgten, begünstigt, auch bei uns. Ohne Hartz IV und ohne die völ-
kerrechtswidrigen Kriege unter »Rot-Grün« hätte es wahrscheinlich
keine WASG und ebenso wahrscheinlich auch kein Engagement von
Oskar Lafontaine für das neue Linke Projekt in Deutschland ge-
geben.

Mir ist es wichtig, auf zwei wesentliche Veränderungen des real
existierenden Kapitalismus hinzuweisen, weil sie für eine Strategie
der Linken unbedingt Berücksichtigung finden müssen. Es ist die
Globalisierung und die Weiterentwicklung dieses Kapitalismus zu
einem finanzgetriebenen Kapitalismus, einem »Raubtierkapitalismus«,
wie der ehemalige Bundeskanzler Helmut Schmidt ihn nannte, oder
auch zu einer »Diktatur des Finanzkapitals über das Industrieka-
pital«.

Die Herausbildung eines umfassenden Weltmarktes ergibt sich aus
der Logik des kapitalistischen Verwertungsprozesses, die Dimen-
sionen von Raum und Zeit optimal zu verdichten. Der Begriff der
Globalisierung hat sich erst nach dem Zusammenbruch des Staats-
sozialismus durchgesetzt. Die Globalisierung spielt sich in zwei
Dimensionen ab. Erstens in dem Bestreben, alle bestehenden territo-
rialen Grenzen einzureißen. Und zweitens in einer immensen Be-
schleunigung aller ökonomischen Prozesse, angefangen bei der Pro-
duktion, dann der Konsumtion, der Kommunikation dank des relativ
neuen Mediums des Internet, des Transports und überhaupt des Ver-
kehrs. Das Sprichwort »Zeit ist Geld« könnte man als Leitgedanken
für diese Entwicklung bezeichnen.

Für die Globalisierung tragen die politischen Entscheidungsträger
in den Industrieländern eine große Mitverantwortung. Sie unter-
warfen sich den Interessen der Global Players. Den knallharten öko-
nomischen Gesetzen des Marktes folgend, wurden Zölle abgebaut,
globale Standards bei Industrienormen, globale Standards bei der
Bewertung von privaten und staatlichen Schuldnern festgelegt, die
die nationalstaatlich gesetzten Rahmenbedingungen sprengten.

Die Marktkräfte wurden so schrittweise aus ihrer Gefangenschaft
der natürlichen Umweltbedingungen und der sozialen Beziehungen

»Neoliberaler Kapitalismus
bedeutet Entdemokratisie-
rung. Bei den internatio-
nalen Finanzfonds, trans-na-
tionalen Konzernen und in
den supranationalen
Organisationen des
globalen Kapitalismus –
Welthandelsorganisation,
internationaler Währungs-
fonds, Weltbank usw. – ist
eine ungeheure Machtfülle
konzentriert. Sie sind jeder
demokratischen Kontrolle
entzogen. Die Substanz der
Demokratie wird ausgehöhlt.
Mit dem proklamierten
›Krieg gegen den Terroris-
mus‹ wird eine massive
Einschränkung von Grund-
und Freiheitsrechten ge-
rechtfertigt. Es wird immer
ungehemmter auch zu
barbarischen Methoden
der Herrschaft gegriffen.«
Ebenda, Abschn. II:
Eine andere Welt ist nötig.
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in den Gesellschaften freigesetzt und somit schrittweise auch aus
den politischen Bindungen und Verpflichtungen. Die Stichworte
hierzu lauten Deregulierung, Liberalisierung und Privatisierung. Da-
mit wurde der keynesianische Interventionsstaat entweder zerstört
oder ziemlich durchlöchert. Das war nicht der Markt, sondern, wie
gesagt, das waren politische Akteure, die den gnadenlosen Gesetzen
des Marktes folgten und den Bürgerinnen und Bürgern mehr Wohl-
stand und Wachstum versprachen, in Wirklichkeit jedoch eine gi-
gantische Umverteilung des gesellschaftlichen Reichtums von unten
nach oben in Gang setzten, die sich letztlich gesellschaftszerstöre-
risch auswirkt.

Ich will die wichtigsten politischen Maßnahmen kurz benennen,
die auch die Bundesregierungen, angefangen bei Kohl, deutlicher
Schröder und Merkel, trafen.

Hinsichtlich der Deregulierung wurden Vorschriften für den inter-
nationalen Warenaustausch, für ausländische Direktinvestitionen
und den Kapitalverkehr abgebaut. Es war die rot-grüne Bundesre-
gierung, die die Hedge-Fonds zuließ und die Steuern bei Verkäufen
durch Kapitalgesellschaften gleich ganz abschaffte.

Bei der Liberalisierung wurden Kapitalverkehrskontrollen besei-
tigt und Handelshemmnisse abgebaut. Und öffentliche Güter und
staatliche Unternehmen, angefangen bei der Post, der Telekom und
den Energiekonzernen – nun soll auch die Bahn folgen – wurden
ebenso Opfer der Privatisierung wie kommunale Wohnungsbauun-
ternehmen und zunehmend auch Krankenhäuser. All diese Bereiche
wurden aus ihrer Verpflichtung zum Gemeinwohl der Logik des Pro-
fits unterstellt. 

Damit hat sich der Staat freiwillig seiner eigenen wirtschaftlichen
Machtinstrumente entledigt und dem Markt überlassen. Das ist bei-
leibe nicht nur eine ökonomische Frage. Nahezu jede Privatisierung
bedeutet auch die Preisgabe politischen Einflusses und gesellschaft-
licher Gestaltung. Wenn jedoch ein Bürgermeister in einer Stadt
Krankenhäuser, Wohneigentum, die Abfallwirtschaft, die Wasserver-
sorgung und Abwasserentsorgung privatisiert hat, hat er auch nichts
mehr zu entscheiden. Dann fragen sich die Bürgerinnen und Bürger
zu Recht, weshalb sie überhaupt noch wählen gehen sollen, wenn ihr
Gemeinderat und der Bürgermeister bei Beschwerden und Forde-
rungen nur noch mit den Achseln zucken können? Dieser Abbau des
Primats der Politik über die Wirtschaft baut aber zugleich die Be-
deutung der Demokratie ab, ist also undemokratisch.

In manchen Ländern gab es Versuche, den Keynesianismus wieder
zurückzuholen, aber das erwies sich als nahezu unmöglich. Als
Oskar Lafontaine als damaliger Finanzminister der Währungsspeku-
lation Einhalt gebieten wollte und kalkulierbarere Zielzonen der
wichtigsten Währungen vorschlug, wurde er gnadenlos von den in-
ternationalen Finanzmärkten abgestraft. Das Urteil dafür übermit-
telte ihm der damalige Bundeskanzler.

Diese Episode verweist darauf, dass die nationalstaatliche Souverä-
nität in Teilen der Wirtschafts-, Währungs- und Finanzpolitik abge-
baut und an supranationale Institutionen übertragen wurde. Ich nenne
nur das Beispiel des Euro, der gemeinsamen europäischen Währung,
oder die Übertragung der Zuständigkeiten der Deutschen Bundesbank

»Mit der Europäischen
Union ist ein neuer Raum
für gemeinsame soziale
Kämpfe, Bewegungen für
Frieden und nachhaltiges
Wirtschaften, für Demokratie
und gegen Rassismus und
Nationalismus, ein neuer
Raum der Klassenkämpfe
entstanden. In Europa sind
die freie Bewegung des
Kapitals, die Verlagerung
von Produktionsstätten
und die Wanderung von
Arbeitskräften alltäglich.
Der Zusammenschluss von
Gewerkschaften, demo-
kratischen Initiativen, der
Friedens-, Frauen- und
Umweltbewegung steht
jedoch erst am Anfang.«
Ebenda, Abschn. II:
Eine andere Welt ist nötig.
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auf die Europäische Zentralbank. Seitdem ist eine bundesdeutsche,
nationale Zins- und Wechselkurspolitik nicht mehr möglich. 

Eine Rückkehr zum Interventions- und Wohlfahrtsstaat der golde-
nen Ära nach 1945 ist auch dadurch erschwert, dass der sozialstaat-
liche Kompromiss längst aufgekündigt wurde. Die Gewerkschaften
wurden entscheidend geschwächt, auch die SPD betrachtet es nicht
mehr als zeitgemäß, Rücksichten auf die Gewerkschaften zu neh-
men. Unter Schröder wurden sie geradezu gedemütigt. Forderungen
nach Verkürzung der Arbeitszeit werden abgebügelt, ein gesetzlicher
Mindestlohn hat hier kaum Realisierungschancen.

Schließlich sollte eine der gravierendsten Veränderungen des Ka-
pitalismus in den letzten Jahren nicht unterschätzt werden: Infolge
der Deregulierung der Kapital- und Finanzmärkte und der Jagd nach
immer höheren und schnelleren Renditen, dem so genannten »Share-
holder Value«, haben die globalen Finanzmärkte einen bedeutenden
Einfluss auch auf die reale Wirtschaft, das heißt zum Beispiel auf die
Produktion von Waren, genommen.

Ihre Wachstumsraten mit Finanzprodukten aus der Währungs-,
Wechselkurs- und Aktienspekulation übertreffen die Wachstumsra-
ten des Handels mit Gütern und Dienstleistungen bei weitem.

An einem einzigen Tag werden weltweit rund 1 900 Milliarden
Dollar auf den Finanzmärkten umgesetzt. Im Vergleich dazu betra-
gen die weltweiten Warenexporte 36 Milliarden Dollar pro Tag. Das
ist ein Anteil von 2 Prozent gegenüber den 98 Prozent, die auf den
Finanzmärkten umgesetzt werden.

Auf den Finanzmärkten gelten andere Gesetze und Größenord-
nungen als in der realen Ökonomie. Maßstab sind Renditen von min-
destens 20 Prozent, die in der Realwirtschaft nur in Ausnahmefällen
zu erzielen sind. 

Die noch von Marx beschriebene Bildung einer durchschnittlichen
Profitrate auf nationalen Märkten ist heute kein Maßstab mehr. Pro-
fitraten orientieren sich nach international zu erzielenden Renditen,
die kurzfristig zu erzielen sind. Aber die Logiken auf diesen Märk-
ten setzen die realwirtschaftliche Ökonomie gehörig unter Druck. 

Renditen von über 20 Prozent überfordern die reale Ökonomie bei
weitem und sind nur kurzfristig erreichbar. Beim Wettbewerb auf
den internationalen Finanzmärkten geht ein Druck auf die Erhöhung
der Zinsen aus, während das Kapital bei realen wirtschaftlichen In-
vestitionen »billig« sein muss, das heißt, dort sind niedrige Zinsen
attraktiver.

Die Finanzmärkte agieren teilweise zerstörerisch und entziehen
ihren hohen Renditen letzten Endes die Basis. Auf der Jagd nach im-
mer höheren Renditen werden die Hedge-Fonds, bei uns auch »Heu-
schrecken« genannt, aber auch die Pensionsfonds vor allem aus den
USA und Großbritannien immer aggressiver. 

Damit entsteht aber auch ein größerer Druck auf die Gewinner-
wartungen bei den Kapitalanlegern im ökonomischen Sektor des
produktiven Realkapitals. Das Resultat ist ein erhöhter Rationalisie-
rungsdruck, dem durch verschiedene Maßnahmen wie Outsourcing,
Flexibilisierung, Abflachung von Unternehmenshierarchien, Etablie-
rung von Netzwerkstrukturen, Stilllegung unproduktiver Bereiche,
Lohnsenkung und Freisetzung von Arbeitskraft entsprochen wird. 
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Dementsprechend dominieren bei den Investitionen die Rationali-
sierungsinvestitionen gegenüber den Erweiterungsinvestitionen. Die
hochtechnologischen Innovationen, insbesondere in der Informations-
technologie, sind ein Produktivkraftschub, der die Rationalisierungs-
investitionen enorm begünstigt hat.

Die Dominanz der Finanzmärkte übt Druck auf das Realkapital
aus, das sich zu rasanten Rationalisierungen genötigt sieht. Insbe-
sondere die Freisetzung von Arbeitskraft und die diversen Lohnsen-
kungsstrategien schwächen aber die Binnennachfrage, die zu einer
verstärkten Weltmarktorientierung und einem weiteren Abwandern
des Kapitals aus der produktiven Sphäre in die Finanzmärkte führt.
Das dämpft weiter das Wirtschaftswachstum. 

Der Staat gerät hier in die Zwickmühle. Die starke Zunahme an
Ausgaben für Sozialleistungen wie auch eventuelle Konjunkturpro-
gramme belasten den Staatshaushalt. Der Staat steht vor der Alter-
native, zwischen Steuererhöhung und Neuverschuldung wählen zu
können. Es wird eine Umverteilung von unten nach oben organisiert.
Denn die Gewinner dieses Prozesses, die Profitmaximierer an den
Finanzmärkten, werden nicht zur Kasse gebeten, dafür aber diejeni-
gen, derer man leichter habhaft werden kann. Das sind Bezieher
mittlerer und kleiner Einkommen sowie klein- und mittelständische
Unternehmen.

Auch die Staatsverschuldung bewirkt unter diesen Umständen Um-
verteilung von unten nach oben. Im Falle des Kredits spekuliert der
Gläubiger ja auf einen Profit des Schuldners, an dem er sich Anteile
sichert. Der Gläubiger, der den Staat zum Schuldner hat, erwirbt einen
Anteil an den Steuereinnahmen des Staates. Wenn nun der Staat sich
aufgrund einer durch Kapitalspekulation auf den Finanzmärkten her-
vorgerufenen Verlangsamung des Wirtschaftswachstums verschuldet,
so werden Gewinne der Finanzmärkte zur Quelle neuer Gewinne,
nämlich der Zinseinnahmen. Wenn der Staat dem entgegensteuern
will, dann scheint ihm nur eines übrig zu bleiben: die Entlastung des
Kapitals von Steuern und Abgaben. Das ist die Standortlogik. 

Damit verbundene Einnahmeverluste des Staates müssen freilich
kompensiert werden: zum Beispiel durch die massive Kürzung von
Sozialleistungen. Unter Rot-Grün haben die Arbeitsmarktreformen,
die mit dem Namen Hartz verbunden sind und nun einen weiteren
unangenehmen Beigeschmack bekommen haben, und die Kürzun-
gen bei den Renten und der Gesundheit begonnen und werden unter
Schwarz-Rot fortgeführt. Ich nenne hier nur die Gesundheitsreform,
die Rente ab 67 und die Kürzung der Pendlerpauschale.

Der Neoliberalismus erweist sich also als höchst asozial. Er unter-
gräbt Mindeststandards der sozialen Gerechtigkeit. Damit jedoch ist
er es, der die soziale Frage nicht nur bei uns, sondern weltweit neu
stellt. Und sie wird zumindest in Teilen der Welt nicht gerade zur Zu-
friedenheit der Neoliberalen beantwortet. Vor allem nicht in La-
teinamerika, aber auch bei uns nicht uneingeschränkt. 

Die Ablehnung des Entwurfs einer europäischen Verfassung bei
den Volksabstimmungen in Frankreich und den Niederlanden resul-
tiert auch daraus, dass eine neoliberal orientierte EU, die versucht,
im Teil III dieser Verfassung einem falschen Wettbewerb verfassungs-
rechtliche Weihen zu geben – danach muss man in unserem Grundge-

»Wir streiten für eine
Gesellschaft, die jede und
jeden an den Bedingungen
eines Lebens in Freiheit,
sozialer Sicherheit und
Solidarität beteiligt. Zu den
Freiheitsgütern, die dies
erst ermöglichen, gehören
sie sozial gleiche Teilhabe
der Einzelnen an den
Entscheidungen in der
Gesellschaft, existenz-
sichernde, sinnvolle Arbeit,
Bildung und Kultur,
hochwertige Gesundheits-
leistungen und soziale
Sicherungen. Notwendig
ist die Überwindung
aller Eigentums- und
Herrschaftsverhältnisse,
›in denen der Mensch
ein erniedrigtes, ein
geknechtetes, ein verlas-
senes, ein verächtliches We-
sen ist‹ (Karl Marx).«
Ebenda, Abschn. III:
Unsere Alternative:
Soziale, demokratische
und friedensstiftende
Reformen zur Überwindung
des Kapitalismus.
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setz vergeblich suchen –, mehr Befürchtungen und Unsicherheiten bei
den Bürgerinnen und Bürgern auslöste als Zustimmung.

Wenn wir Gerechtigkeit auch als Verteilungsgerechtigkeit begrei-
fen, ist der heutige Kapitalismus – soviel sollten die bisherigen Aus-
führungen erkennen lassen – eine katastrophale Ungerechtigkeit.
Aber zur Gerechtigkeit gehört mehr. Alle Menschen haben ein Recht
auf Gleichheit. Damit ist keine Gleichmacherei gemeint. Ich meine
aber, dass es grundsätzliche Relationen der Gleichheit geben muss. 

Am selbstverständlichsten scheint uns das im Recht. Vor dem Ge-
setz ist jeder gleich. In der Moral anerkennen wir uns wechselseitig
an als Wesen, die für ihr Handeln vernünftige Begründungen abge-
ben können, und im Politischen sind wir Bürgerinnen und Bürger der
res publica. Ohne derartige Basisrelationen der Gleichheit ist gesell-
schaftliche Selbstbestimmung und damit Freiheit – und das ist eine
wesentliche Dimension der Gerechtigkeit – nicht möglich. Unsere
Gesellschaft läuft aber Gefahr, nicht einfach nur faktisch Gesell-
schaftsmitglieder abzuhängen, das tut sie längst, sondern auch den
Anspruch auf soziale Inklusion aller aufzugeben. Damit zerstört sie
das Autonomieprojekt als Ganzes.

Es gibt nun einen Zusammenhang zwischen Gerechtigkeit als Ver-
teilungsgerechtigkeit und Gerechtigkeit als Gleichheit. Wenn die ge-
sellschaftliche Umverteilung von Einkommen und Arbeit in der
gerade aktuellen Weise voranschreitet, dann werden diese Gleich-
heitsrelationen untergraben. Die Rechtsgleichheit wird dadurch un-
tergraben, dass sich die Besitzenden bessere Möglichkeiten zur
Durchsetzung von Ansprüchen leisten können und dass dabei Zeiten
vergehen, die sich Ärmere nicht leisten können. Die Gleichheit aller
als moralische Personen wird durch Diskurse zu der so genannten
Eigenverantwortung untergraben: Verliererinnen und Verlierer des
ökonomischen Systems erscheinen als nicht wahrnehmungsfähig
hinsichtlich ihrer Verantwortung für sich selbst; die Gleichheit aller
als Bürgerinnen und Bürger wird untergraben, indem erstens der
Staat immer weniger handlungsfähig wird, zweitens die faktische
Ausgrenzung eines Teils der Bürger aus der Gesellschaft die Ent-
fremdung zum Gemeinwesen vergrößert, und drittens die politische
Klasse zynisch gegenüber ihrer in Gestalt von Wahlprogrammen
verkündeten Ideologie wird und sich so von der Gesellschaft als
Ganzes zunehmend entfremdet.

Ich darf in diesem Zusammenhang daran erinnern, dass es parla-
mentarische Mehrheiten für die Rente ab 67, für die Pendlerpau-
schale, für die Mehrwertsteuererhöhung, um nur drei Beispiele zu
nennen, gab. Den 65 Prozent Zustimmung im Bundestag standen je-
doch, wenn man den Meinungsumfragen Glauben schenken darf,
65 Prozent Ablehnungen dieser Maßnahmen – Reformen kann man
diese sozialen Leistungskürzungen wohl kaum nennen – in der Be-
völkerung gegenüber. Auch das führt zur wachsenden Parteien- und
somit auch Politikverdrossenheit, die sich übrigens auch negativ auf
die Oppositionsparteien auswirkt, weil sie einfach dem Parteien-
system zugeschlagen werden. Und Politikverdrossenheit kann wie-
derum in Demokratieverdrossenheit umschlagen. 

Die gesellschaftliche Akzeptanz des Shareholder-Kapitalismus ist
gering. Die Bürgerinnen und Bürger in diesem Land messen der so-
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zialen Gerechtigkeit eine wachsende Bedeutung zu, zumal die Unsi-
cherheiten um einen Arbeitsplatz, um Existenz sichernde Einkom-
men, um sichere Renten im Alter, die Ängste vor einem sozialen Ab-
sturz in Hartz IV auch die Gefahren in sich bergen, dass autoritäre
Lösungen an Attraktivität gewinnen könnten. 

Schon aus diesem Grund ist eine Kritik von links am real existie-
renden und spekulierenden Kapitalismus nicht nur eine abstrakte
Einsicht. Sie ist notwendig, um die Ängste vieler Menschen und die
Ursachen hierfür ernst zu nehmen. Sie ist erst recht notwendig, weil
die herrschenden neoliberalen Parteien von ihrer Politik immer be-
haupten, zu ihr gäbe es keine Alternative. Doch es gibt Alternativen
von links. Dazu später mehr.

Kapitalismuskritik: Umweltzerstörung und neue Kriege
Es ist nicht nur die soziale Frage, die die Frage nach gesellschaftli-
chen Alternativen, die über den Kapitalismus hinausweisen, zwin-
gend stellt. Ich behaupte, dass der Kapitalismus auch nicht in der
Lage ist, die ökologische Frage zu lösen. Im Gegenteil, er trägt zur
Verschärfung der ökologischen Krise bei, und ich fürchte, dass der
völkerrechtswidrige Krieg gegen den Irak, der auch ein Krieg ums
Öl ist, nur ein Vorspiel auf kommende globale Auseinandersetzun-
gen im Kampf um die knapper werdenden natürlichen Ressourcen,
vor allem um die fossilen Energieträger, ist.

Die Industrialisierung, die vor etwa 200 Jahren begann, basierte
ganz wesentlich auf den neuen Energieträgern Öl, Gas und Kohle.
Die industrielle Revolution war somit auch eine fossile Revolution.
Um die externen Folgekosten machte man sich die meiste Zeit über
keine großen Gedanken: weder über die Folgen für das Klima durch
den vermehrten Ausstoß von Kohlendioxid, noch über die Endlich-
keit dieser Ressourcen.

Selbst die vorhandenen Angaben über die realen Vorkommen sind
mit Vorsicht zu genießen. Sie sind häufig übertrieben, um das öko-
nomische Interesse an alternativen Energieressourcen zu bremsen. 

In einigen Ländern ist der Punkt, an dem die Nachfrage nach Öl
dessen Fördermenge übersteigt, bereits überschritten; in den USA
etwa seit den 70er Jahren. Weltweit soll der Punkt unterschiedlichen
Schätzungen zufolge entweder schon überschritten sein oder in meh-
reren Jahrzehnten erreicht werden. 

Das Problem wird dadurch verschärft, dass der Energiehunger
wachstumsstarker Länder wie China und Indien den Kampf um die
Erdölressourcen verschärft. Dieser Kampf könnte auf friedliche,
marktwirtschaftliche Weise ausgetragen werden, indem die Knappheit
der Ressource über den Preis angezeigt wird. Das geschieht auch.

Aber damit geben sich die Ton angebenden Industriestaaten, vor
allem die USA und die NATO-Staaten, nicht zufrieden. Es ist bei-
leibe kein Zufall, dass die NATO-Doktrin gleich nach dem Scheitern
des Staatssozialismus auf die »Sicherung der Ölquellen« erweitert
wurde.

Lässt sich eine Ressource nicht auf dem herkömmlichen, markt-
wirtschaftlichen Weg aneignen, dann erfolgt gegebenenfalls die ge-
waltsame Aneignung. Wie gesagt, der Irakkrieg war und ist auch
ein Krieg ums Öl. Auch der ebenso völkerrechtswidrige Krieg gegen

»Noch herrscht der neo-
liberale Zeitgeist. Streiks
gegen Arbeitsplatzabbau,
Demonstrationen gegen
die Agenda 2010 und
Hartz IV sowie die Wahl-
erfolge der Linken zeigen,
dass dies nicht so bleiben
muss. Bürgerinnen und
Bürger beginnen, sich zu
wehren. Es ist die strate-
gische Kernaufgabe der
Linken, zur Veränderung
der Kräfteverhältnisse
als Voraussetzung für
einen Richtungswechsel bei-
zutragen.«
Ebenda, Abschn. IV:
Für einen Richtungswechsel.
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Afghanistan hatte den willkommenen Nebeneffekt, dass die USA
ihre Militärbasen nördlich von Afghanistan, im kaukasischen Gürtel
der Nachfolgestaaten der Sowjetunion, anlegen konnten. Auch diese
Länder verfügen über größere Erdöl- und Erdgasvorkommen.

Das Erdöl ist aber nicht nur eine Energieressource, sondern auch
ein unentbehrlicher Rohstoff. Das sollen die folgenden Beispiele an-
deuten:

Erstens: Die Herstellung eines Autos erfordert etwa 20 Barrel oder
umgerechnet 3000 Liter Öl. Das entspricht etwa 10 Prozent der
Energie, die es während seiner Lebensdauer verbraucht.

Zweitens: Die Herstellung von einem 32-Mega-Bite-Chip benötigt
1,6 kg Öl und 32 Liter Wasser.

Drittens: Die Herstellung eines Rechners erfordert das Zehnfache
seines Gewichts an Öl. Aufgrund der hohen Reinheit und Sauberkeit,
die zur Herstellung eines Mikrochips notwendig sind, benötigt man
für die Herstellung von neun bis zehn Rechnern die gleiche Menge
an Öl wie für ein Auto.

Marx nannte die Produktion einmal den »Stoffwechsel mit der
Natur«. Bei der Beurteilung einer Produktionsweise ist einmal das
»innere«, durch gesellschaftliche Verhältnisse vermittelte, Moment
der Produktionsweise zu betrachten, ganz sicher aber auch das
äußere, eben jener Stoffwechsel. 

Er markiert ein absehbares Ende einer Produktionsweise, der hin-
gegen ein »Weiter so« eingeschrieben scheint. Ein anderer Aspekt,
der anzeigt, dass der Stoffwechsel gestört ist, sind die Belastungen
der natürlichen Umwelt. Und auch kann ein Ende kommen, ein
natürliches Ende zumindest für die Menschheit, und sei es in Gestalt
einer kollabierenden Umwelt.

Es existiert also ein Widerspruch zwischen dem »Akkumulations-
trieb« des Kapitalismus auf der einen Seite und dem Ende des
Wachstums auf der anderen Seite. Es muss sich daher in unserer Pro-
duktionsweise etwas ändern.

Eine Antwort des kapitalistischen Systems ist ein »Augen zu und
durch!« und ein Hinausschieben einer Politik des »Weg vom Öl« mit
all seinen Konsequenzen. Denn ein Ersatz des »schwarzen Goldes«
durch regenerative Energien hätte tief greifende Auswirkungen auf
Produktion, Konsumtion, auch unsere Lebensweise und Kultur.

So lange die politischen Eliten einer Wachstumsideologie ihr Ohr
leihen, bleiben sie auch anfällig für diese strategische Antwort. Und
das ist der Zusammenhang zwischen Kapitalismus und Krieg. An-
ders ausgedrückt: Wenn sich unsere Ökonomien von fossilen Ener-
gieträgern emanzipierten, wäre das ein nicht zu unterschätzender
Beitrag auch für eine dann mögliche Friedenspolitik.

Ich bezweifle jedoch, dass die Herrschenden dazu überhaupt wil-
lens und fähig sind. Die einzige Antwort der herrschenden Politik
und auch vieler, nicht aller, Ökologie- und Umweltverbände lautet:
»Effizienzrevolution«. Also den sparsameren, nachhaltigeren Um-
gang mit den fossilen Energieträgern und ein Umstieg auf erneuer-
bare Energien. Nur: Die Steigerung der Effizienz müsste global er-
folgen. Wenn das eine Land sparsamer mit den knappen Ressourcen
umgeht, heißt das noch lange nicht, dass alle anderen Länder diesem
Beispiel folgen. 

GYSI Moderner Sozialismus 321



Da die Grünen den Kapitalismus nicht überwinden wollen, sind sie
im Kern keine ökologische Partei.

Für die Linke und für linke Alternativen bedeutet dies, nicht nur
Antworten auf die soziale Frage zu suchen und zu finden, sondern
die soziale Frage mit der ökologischen Frage zu verbinden. Erst
dann wird ein Schuh draus, nämlich eine gesellschaftliche Alterna-
tive nach mehr sozialer Gerechtigkeit und größtmöglicher demokra-
tischer Teilhabe aller Bürgerinnen und Bürger an dem »Was« und
dem »Wie« der künftigen Produktion und Konsumtion, und es ent-
steht die Vision eines »postfossilen« Zeitalters, das einen Bruch mit
dem 200 Jahre alten industriellen Wachstumsmodell bedeutete.

Gibt es Alternativen?
Aus den bitteren Erfahrungen des gescheiterten Staatssozialismus in
der Sowjetunion und den osteuropäischen Staaten, einschließlich der
DDR, lautete eine wichtige Erkenntnis der aus der SED hervor ge-
gangenen PDS, der heutigen Linkspartei, dass eine soziale Umwäl-
zung, eine Revolution nicht von einer zumeist selbst ernannten
Avantgarde zu Stande kommt, die sich obendrein auch noch wähnt,
im alleinigen Besitz der Wahrheit zu sein.

Eine Überwindung dieser kapitalistischen Verhältnisse kann und
muss in einer Demokratie enden und auf demokratischem Weg er-
folgen, mit dem Risiko, auf demokratischem Weg auch wieder ab-
gewählt zu werden. Dann waren die Vorschläge der Sozialistinnen
und Sozialisten eben nicht gut genug. Die Überwindung setzt zwei-
tens einen über viele Jahre währenden Prozess der Aneignung von
Wissen und Erfahrungen aus den gesellschaftlichen Auseinanderset-
zungen voraus. Genau an diesen Prozessen beteiligen sich die Links-
partei.PDS und die WASG, die sich im Sommer zu einer gemein-
samen linken Partei vereinigen wollen, und zwar zusammen mit
sozialen Bewegungen, den Gewerkschaften und anderen Initiativen,
um von ihnen zu lernen und um ihre Forderungen aufzugreifen und
im Bundestag oder den Landesparlamenten zur Sprache zu bringen.

Bei Friedrich Engels fand ich in »Die Entwicklung des Sozialis-
mus von der Utopie zur Wissenschaft« in Bezug auf Revolutionen
einen interessanten Hinweis aus der bürgerlichen Revolution. En-
gels wies auf die Tatsache hin, dass die Umwälzung in Frankreich
Ende des 18. Jahrhundert durch einen politischen Umsturz erfolgte,
während in England der große Knall ausblieb, sich aber die neuen
gesellschaftlichen Verhältnisse ebenso revolutionär über die Ent-
wicklung der modernen Industrie und die Veränderung der Produk-
tions- und somit auch der Gesellschaftsstrukturen durchsetzten.
Trotz der Königinnen und Könige.

In beiden Fällen verliefen die revolutionären Prozesse erfolgreich,
weil die Verhältnisse dazu herangereift waren.

Heute über die Alternativen jenseits des real existierenden Kapita-
lismus mit seinen entbändigten Märkten zu reden, mutet als völlig
abwegig an, weil es uns nicht einmal gelingt, den Sozialstaatskom-
promiss, der noch unter Helmut Kohl weitgehend galt, gegen das
Vordringen des Neoliberalismus zu verteidigen. 
Mit der einzigen Ausnahme der Linksfraktion haben die übrigen Par-
teien die neoliberalen Postulate von mehr Deregulierung, Privatisie-

»Wir setzen der neolibe-
ralen Ideologie alternative
Positionen eines alternati-
ven Entwicklungsweges
entgegen. Diese werden
wir mit den Erfahrungen
und Konflikten in den
Betrieben und im Alltags-
leben verknüpfen und in
der öffentlichen Auseinan-
dersetzung populär und
offensiv vortragen. Die
wirtschaftlichen und sozia-
len Probleme verstehen
wir vor allem als Ergebnisse
falscher, neoliberal gepräg-
ter Antworten auf die neuen
Herausforderungen unter
dem Einfluss von Kapital-
interessen sowie als Aus-
druck von Krisenprozessen
und Widersprüchen, die
die kapitalistische Ökonomie
hervorbringt. In der öffent-
lichen Debatte hebt DIE
LINKE. den Widerspruch
zwischen einzelwirtschaft-
licher und gesamtgesell-
schaftlicher Perspektive
hervor. Dringlich sind Auf-
klärung, Öffentlichkeitsarbeit
und Aktionen, breit ange-
legte Bildungsarbeit, Bildung
von Netzwerken und die
Beteiligung an wissen-
schaftlichen Diskussionen.« 
Ebenda, Abschn. IV:
Für einen Richtungswechsel.
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rung und Liberalisierung adaptiert, die Union und die FDP am radi-
kalsten, die Grünen in dem Bemühen, zum herrschenden Zeitgeist
aufzuschließen, die SPD zumindest mit einer mittleren Variante. Das
trübt die Aussichten auf Alternativen und auf einen Bruch mit die-
sem herrschenden Zeitgeist.

Aber es gibt auch hoffnungsvolle Zeichen. Die Proteste gegen
Hartz IV und gegen die völkerrechtswidrigen Kriege sind Belege
dafür, dass es einen nennenswerten Widerstand gegen die herr-
schende Politik gibt. Einen Neoliberalismus in Reinkultur, wie er
unter einer schwarz-gelben Regierung konzipiert war, scheiterte an
den Wählerinnen und Wählern, denen ein Steuerkonzept eines Pro-
fessors aus Heidelberg mehr Ängste einjagte. Die 8,7 Prozent oder
über vier Millionen Wählerinnen und Wähler, die für die Linke vo-
tierten, haben eine große Koalition erzwungen und somit das klei-
nere Übel gegenüber »Schwarz-Gelb«.

Dennoch, der Weg für Veränderungen ist ungleich schwerer als
noch in den Zeiten des so genannten sozialdemokratischen Zeitalters
der Nachkriegsära. Das hängt sowohl mit der Globalisierung als
auch mit der Vorherrschaft des Neoliberalismus zusammen. 

Ich will dafür ein Beispiel nennen. Die Energieversorgung wurde
privatisiert. Wäre sie im staatlichen Eigentum verblieben, hätte der
Staat mehr Einnahmen, die nun privat angeeignet werden. Noch
wichtiger wäre, dass wir im Bundestag Druck machen könnten auf
eine stärkere Förderung von erneuerbaren Energien. Dazu hätte man
auch staatliche Investitionen bereitstellen können. Man hätte auch
Einfluss auf die Preisgestaltung nehmen können, beispielsweise in
der Weise, dass Rentner mit einer minimalen Grundrente oder Hartz-
IV-Bezieher Sondertarife erhalten.

Stattdessen muss erst die Auseinandersetzung um die Gestaltungs-
möglichkeit geführt werden. Also eine Auseinandersetzung, dass die
Energieversorgung wieder vergesellschaftet wird, was sie ja über
Jahrzehnte war.

Ein großer Teil dessen, was dereguliert, privatisiert oder liberalisiert
wurde, müsste wieder zurückgenommen werden, um sich wieder ein
Stück weit Gestaltungsmacht der Gesellschaft zu erobern. So haben
wir beispielsweise beantragt, das frühere Verbot von spekulativen
Hedge-Fonds wieder wirksam werden zu lassen, die erst unter der
rot-grünen Bundesregierung zugelassen wurden. Wir beantragten
übrigens eine namentliche Abstimmung über unseren Antrag. Franz
Müntefering stimmte gegen unseren Antrag. So viel Schrecken dürf-
ten ihm die Heuschrecken dann ja wohl doch nicht eingeflößt haben.

Öffentliche Güter wie die Energie, die Wasserversorgung und 
-entsorgung, der öffentliche Nah- und Fernverkehr, ein Teil der
Wohnungen, die medizinische Versorgung, ein beträchtlicher Teil
der Kultureinrichtungen, Schulen, Hochschulen und Bildung sind
entweder vor einer Privatisierung zu bewahren oder wieder zu ver-
gesellschaften. Es handelt sich, wenn Sie so wollen, um eine Wieder-
aneignung öffentlicher Güter oder Güter der öffentlichen Daseins-
vorsorge, die für alle Bürgerinnen und Bürger chancengleich
zugänglich sein und bereitgestellt werden müssen

Privatisierung findet nicht nur bei vormals öffentlichen Unterneh-
men und Einrichtungen statt. Zunehmend werden auch die Risiken
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des Lebens bei der Gesundheit, beim Alter, bei der Pflege privati-
siert. Bei der Gesundheit durch Zuzahlungen, die Praxisgebühr und
die Zusatzversicherung bei Zahnersatz und Krankenhausaufenthalt.
Bei den Renten über die Riester-Rente und dadurch, dass landauf,
landab gesagt wird, die Renten seien nicht mehr so sicher, also ver-
sichert euch zusätzlich privat usw. 

Aus der Sicht der Neoliberalen ist die Unsicherheit bei den Men-
schen eine hervorragend funktionierende Politik. Sie führt nämlich
zur Entsolidarisierung oder lässt Solidarität gar nicht erst aufkom-
men. Dieser weiteren Privatisierung der Lebensrisiken können Linke
nicht zustimmen, sondern müssen für den Erhalt und den Ausbau so-
lidarischer Sozialversicherungssysteme kämpfen.

Ebenso müssen wir im Bereich der erfolgten Deregulierungen der
Finanzmärkte wieder re-regulieren, die rein spekulativen Hedge-
Fonds wieder verbieten, das Ausschlachten von Unternehmen durch
Private-Equity-Fonds durch steuerliche Sanktionen verhindern, Ver-
äußerungsgewinne der Kapitalgesellschaften wieder besteuern.

All diese Forderungen haben mit einer Transformation dieser Ge-
sellschaft erst einmal nichts zu tun. Damit erreichen wir bestenfalls
ein Niveau an Regulierung und die Wiedereinbettung der Markt-
wirtschaft in die Gesellschaft wie in den siebziger oder achtziger
Jahren des letzten Jahrhunderts. Es handelt sich eigentlich um so-
zialdemokratische, nicht um sozialistische Politik, die die Linke ein-
fordern muss, weil sich die SPD entsozialdemokratisiert hat. Aber
diese Schritte sind notwendig, um überhaupt wieder politische und
gesellschaftliche Gestaltungsmacht gegenüber den Kräften des
Marktes zurück zu gewinnen. Denn erst unter den dann gegebenen
Bedingungen lassen sich weitere Formen der Vergesellschaftung,
der aktiven Teilhabe der Bürgerinnen und Bürger an den wirtschaft-
lichen Prozessen und ihrer Entwicklungsrichtung vorantreiben, die
über das rein sozialdemokratische Projekt hinausweisen. 

Nur so erreicht man wieder ein Primat der Politik über die Wirt-
schaft und damit eine wesentlich stärkere Relevanz von Demokratie.

Genau diese Politik und diese Forderungen sind der Kritik der
Neoliberalen, der Parteien, die sich dem Neoliberalismus verschrie-
ben haben, und des Mainstreams der Medien ausgesetzt. Sie werfen
uns eine im Grunde genommen konservative Politik vor, weil wir
zurück in keynesianische Zeiten wollten. Ja, das wollen wir auch,
weil sie für die gesellschaftliche Teilhabe der Menschen, für die be-
wusste Gestaltung gesellschaftlicher Entwicklungen eine Vorausset-
zung ist. Nicht konservativ, aber asozial sind die Neoliberalen, die
ihre Politik als besonders modern anpreisen, in Wirklichkeit nur die
Apologeten eines ungezügelten Marktes sind und dabei schon fast
religiöse Züge annehmen. Ich jedenfalls erkenne keinen Fortschritt
daran, wenn unter der Dominanz des Marktes und seiner Gesetze der
soziale Zusammenhalt der Gesellschaft zerstört wird.

Ein weiteres Problem, das sich für die Linke stellt, ist die partielle
Aufgabe oder Übertragung vormals nationaler Souveränitätsrechte
an supranationale Institutionen wie die Welthandelsorganisation
WTO oder, näher liegend, die Institutionen der EU. Ich hatte bereits
anfangs darauf hingewiesen, dass Deutschland keine nationale
Währungs- und Zinspolitik mehr betreiben kann. Das gilt darüber

»Wir wollen eine Welt
schaffen, in der die Würde
jeder und jedes Einzelnen
wirklich unantastbar ist,
in der soziale Gerechtigkeit,
Freiheit und Selbstbestim-
mung, Demokratie und
Frieden vereint sind, in
der die Menschen im
Gleichklang mit der Natur
leben. Dazu wirken wir für
ein breites Reformbündnis.
Gemeinsam streiten wir
dafür, dass der Kapitalismus
nicht das letzte Wort der
Geschichte ist.«
Ebenda, Abschn. IV:
Für einen Richtungswechsel.
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hinaus auch für klassische Konjunkturprogramme zur Belebung des
Binnenmarktes und Stärkung der Kaufkraft im Falle von konjunk-
turellen Krisen. Eine bewusste Inkaufnahme einer staatlichen Neu-
verschuldung zur Belebung der Wirtschaft, etwa durch das Auflegen
eines Investitionsprogramms, ist nur in einem sehr begrenzten Rah-
men möglich.

Ich will das an dieser Stelle nicht vertiefen, aber die Notwendig-
keit unterstreichen, dass viele politische Veränderungen nur im Rah-
men der EU erreicht werden können.

Die Auseinandersetzungen um die EU-Dienstleistungsrichtlinie,
die es Dienstleisterinnen und Dienstleistern erlauben sollte, inner-
halb der EU zu den Bedingungen ihrer Herkunftsländer zu arbeiten,
konnte weitgehend dank der Proteste der Gewerkschaften verhindert
werden. Das ist ein Hinweis für die Notwendigkeit, in der EU zu ge-
meinsamen möglichst hohen sozialen Mindeststandards und ökolo-
gischen Standards zu kommen, die nicht unterlaufen werden dürfen. 

Das gilt auch für die Harmonisierung der Unternehmenssteuern,
um Kapitalflucht zu verhindern. Hier müssen wir also den national-
staatlichen Handlungsrahmen mit einer Strategie der Zusammenar-
beit mit anderen linken Kräften in der EU, außerparlamentarisch wie
parlamentarisch, erweitern, weil wir allein auf nationalstaatlicher
Ebene scheitern würden. Daher messe ich dem Kampf für eine neue
Verfassung, für ein sozial gestaltetes Europa, das sich im Übrigen
auch von einer Militarisierung der Außenpolitik verabschieden sollte,
eine zentrale Bedeutung zu.

Lassen Sie mich, da es hier ja um die gesellschaftlichen Perspek-
tiven jenseits des Kapitalismus geht, auf ein Reizthema der Linken
kommen: Wie halten wir es mit den Märkten? Ich glaube nicht, dass
sich Märkte abschaffen lassen. Und wir sollten es auch nicht tun, da
Märkte sich als äußerst effizient erwiesen haben. 

Überall da, wo Geld als Steuerungsmedium ausfällt, bedarf es an-
derer Steuerungsmedien oder direkter Koordination. Eine marktfreie
Gesellschaft stünde dann vor der Alternative, die Bedeutung des
Staates in der Ökonomie massiv aufzuwerten oder alle möglichen
ökonomischen Prozesse im Rahmen der freien Kooperation stattfin-
den zu lassen. Da freie Kooperationen ausschließlich durch die Mo-
ral der Kooperierenden stabilisierbar sind, besteht hier die Gefahr
der moralischen Entlastung durch staatlich-bürokratische Hand-
lungskoordination. Man muss ja nicht den Teufel an die Wand ma-
len, um zu sehen, dass hier Gefahren lauern, die man bestimmt nicht
mit einer Idee der Marktaufhebung beabsichtigt: nämlich die Kolo-
nisierung der Lebenswelt statt durch Marktimperative nun durch
bürokratische Imperative.

Eine solche Wirtschaft endet wie im Staatssozialismus als unpro-
duktive Mangelwirtschaft. Sie begünstigt auch einen großen Mangel
an Freiheiten und Demokratie, weil Mechanismen zum Interessen-
ausgleich entbehrlich erscheinen.

Eine andere Frage ist, wie viel Markt wir brauchen, wie viel staat-
lich gesteuerte Ökonomie, wie viel wir auch freier Kooperation zu-
trauen. Entscheidend ist aus meiner Sicht, dass der gegenwärtige Zu-
stand des Kapitalismus, der sich dadurch auszeichnet, dass Märkte
sowohl institutionell als auch territorial völlig entgrenzt sind, über-
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wunden werden muss. Ein Zustand muss hergestellt werden können,
in dem die Gesellschaften selbstbestimmt ihre Ökonomie wieder
steuern könnten. Dann wäre es auch möglich, sowohl soziale Ziele
wie Gerechtigkeit als auch ökologische Ziele ins ökonomische
System einzuspeisen. Notwendig dafür ist eine Rahmenplanung zur
Verwirklichung wirtschaftlicher, sozialer und ökologischer Ziele

Eine Gesellschaft benötigt meiner Auffassung nach alle notwendi-
gen Machtmittel, um ökonomische Prozesse so steuern zu können,
dass Kapitaleffektivität und Produktivität, also dasjenige, was als
richtig angesehen wird, konvergieren. Das wird aber nur gehen,
wenn Preise gesellschaftlich kontrolliert werden können. Ebenso
könnte über eine Rahmensteuerung die gesellschaftliche Verteilung
von Gütern nach Gerechtigkeitsgesichtspunkten geregelt werden.
Schließlich ist die gerechte Verteilung der Arbeit Gegenstand einer
gesellschaftlichen Rahmenplanung. 

Anders ausgedrückt: Außerhalb der Schlüsselbereiche und öffent-
lichen Daseinsvorsorge ist eine faire, chancengleiche Marktwirtschaft
wichtig, weil sie zu große private wirtschaftliche Macht verhindert,
Effektivität und Produktivität fördert, Qualität steigert und Preise
senkt.

Ich möchte ein zweites brisantes und umstrittenes Problem in der
Linken aufgreifen, die berühmte Eigentumsfrage. Orthodoxe Mar-
xistinnen und Marxisten gingen und gehen davon aus, mit der Ent-
eignung der Eigentümerinnen und Eigentümer wären alle Fragen
im Kern beantwortet, damit wäre die Machtfrage gelöst. Das Pro-
blem ist jedoch wesentlich komplizierter. Nehmen wir nur die riesi-
gen US-Pensionsfonds. Anteilseigner sind die Beschäftigten in ame-
rikanischen Unternehmen, die privat für ihre Alterssicherung
aufkommen müssen. Sie sind selbst an möglichst hohen Renditen in-
teressiert. 

Die Verwalter dieser Fonds, die Finanzmakler und Analysten,
spekulieren mit einem Teil dieser Rentenfonds, beteiligen sich
auch an Hedge-Fonds, die auf der Jagd nach immer höheren Rendi-
ten im Zweifel sogar die Unternehmen ausschlachten, zerstückeln
und Beschäftigte entlassen. Aus kurzfristigen Renditeinteressen wer-
den also im Zweifelsfall die Existenzen von Unternehmen aufs Spiel
gesetzt.

Das Problem ist dabei nicht die Eigentumsfrage, sondern die Frage
der gesellschaftlichen Kontrolle und Teilhabe der Anteilseigner an
den Rentenfonds, die sich gewiefter Fondsmanager bedienen und die
Fonds für spekulative Transaktionen missbrauchen. Es geht also
nicht einfach um Macht und Eigentum, sondern um die Inhalte von
Macht und Eigentum. 

In unserem Grundgesetz ist das Eigentum an das Gemeinwohl ge-
bunden. Daran ließe sich anknüpfen. Eigentümerinnen- und Eigen-
tümerinteressen müssten verpflichtet werden, sich an sozialen und
ökologischen Standards zu orientieren. Dabei sollten die abhängig
Beschäftigten und ihre Interessenvertretungen ein gewichtiges
Wörtchen mitreden – mehr als es die heutige Mitbestimmung er-
möglicht.

Trotzdem: Staatliches, kommunales und genossenschaftliches Ei-
gentum bleiben in Schlüsselbereichen und in der öffentlichen Da-
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seinsvorsorge wichtig, auch um sozial und ökologisch regulieren zu
können und – wie gesagt – ein Primat der Politik und damit der De-
mokratie zu sichern.

Nun bleibt die Frage, ob ich hier einen Sozialismus skizziert habe.
Innerhalb des so genannten »Analytischen Marxismus« nannten sich
einige »Marktsozialisten«. So etwas in der Art diskutierte man auch
dort. Dann gibt es die Wirtschaftsdemokratietheoretiker. Auch hier
sehe ich Berührungspunkte. Aber ich würde vorschlagen, etwas we-
niger vollmundig einfach nur von einer Marktwirtschaft zu spre-
chen, die ihr Prädikat »sozial« wirklich einmal verdient hätte. Aber
was hat das dann mit Sozialismus zu tun?

Der Kapitalismus kam nicht zu Stande, weil die Leute beschlossen
hatten, dass sie Kapitalismus machten. Man kann entgegen früheren
Hoffnungen nicht einfach etwas anderes beschließen, zumindest
wird es dadurch noch nicht 

Ich hoffe, dass es unseren Gesellschaften gelingt, im Rahmen so-
zialer Lernprozesse sich so zu verändern, dass die emanzipativen Er-
rungenschaften der bürgerlichen Ära bewahrt und ihre desaströsen
Momente überwunden werden können. Das entspricht wohl unge-
fähr dem, was Marx sich unter einer sozialistischen Gesellschaft
vorgestellt hat. 

Hoffnung heißt aber nicht, dass es im Hier und Jetzt nichts zu tun
gibt. Letztlich geschieht nur das, was die Menschen zulassen, dass es
geschieht. Überall dort, wo wir Macht und Einfluss haben, etwas zu
verändern, müssen wir auch den Mut haben, das zu tun. Wir müssen
aber auch genügend Vorsicht walten lassen, damit die Richtung der
Veränderung entweder stimmt oder zumindest schnell korrigierbar
ist. 

Unsere zukünftige Alternative jenseits dieser bestehenden Gesell-
schaftsordnung ist – um abschließend noch einmal Friedrich Engels
zu zitieren – »nicht etwa aus dem Kopfe zu erfinden, sondern ver-
mittels des Kopfes in den vorliegenden materiellen Tatsachen der
Produktion zu entdecken«.

Ich hoffe nur, dass uns angesichts der Zuspitzungen der sozialen,
ökologischen und kriegerischen Herausforderungen noch genügend
Zeit bleiben wird. 
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Die regionalen Finanzkrisen der neunziger Jahre haben ihres gehäuf-
ten Auftretens wegen rasch zu einer wachsenden Kritik des global
entfesselten, marktradikalen Kapitalismus geführt. Globalisierungs-
kritische Bewegungen wie »Attac« sind seither einer breiten Allge-
meinheit bekannt geworden.

Die neoliberalen Befürworter eines ungehemmten Konkurrenz-
kapitalismus sind »naturgemäß« – das heißt: ideologiemotiviert –
bestrebt, soziale Forderungen nach politischer Regulierung der be-
sonders volatilen Finanzmärkte oder sogar ins Grundsätzliche ge-
hende Systemkritik als nationalen Protektionismus und Sozialchau-
vinismus fortschrittsfeindlicher Linker zu desavouieren.

In der Tat wird Globalisierungskritik aber praktisch delegitimiert,
wenn sie mit nationalistischen Gruppen Positionen teilt, die strukturell
oder implizit antisemitisch sind. Rassistische Verschwörungstheorien,
in denen von der weltweiten Macht des jüdischen Finanzkapitals
fantasiert wird, liefern zu ihrem vorgeblichen Antikapitalismus auch
gleich die entsprechenden Sündenböcke mit, die es stereotyp zu
bekämpfen gilt. Allerdings werden heutzutage derartige Interpre-
tationsmuster oftmals in abgeschwächter Form vorgetragen, um sie
angesichts der nationalsozialistischen Hypothek erst wieder gesell-
schaftlich »salonfähig« zu machen. Eine dieser äußerst umstrittenen
Theorien ist die so genannte »Natürliche Wirtschaftsordnung« des
Deutsch-Argentiniers Silvio Gesell (1862-1930).

Das Ziel dieses Aufsatzes besteht darin, zu klären, ob und inwieweit
Gesells Theorie Anschlussfähigkeit zu antilinken Diskursen besitzt
und welche Anforderungen an linke Programmatik und linke Politik
hieraus erwachsen können.

Ökonomische Grundlagen
der »Natürlichen Wirtschaftsordnung«
Die synonym auch als »Freiwirtschaftstheorie« bezeichnete »Natür-
liche Wirtschaftsordnung« (NWO) von Silvio Gesell steht von
vornherein in Antithese zu marxistischer Kapitalismusanalyse. Im
Unterschied zu Marx, für den das konstitutive Wesensmerkmal des
Kapitalismus in der formspezifischen Beschaffenheit der materiellen
Produktionsbedingungen der ökonomischen Basis besteht, steckt für
Gesell der eigentliche kapitalistische Nervus rerum in der monetären
Zirkulationssphäre. Gesell beruft sich damit ausdrücklich auf das
Theorieerbe des französischen Sozialisten Pierre-Joseph Proudhon
(1809-1865).1
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Wie dieser geißelt Gesell »arbeitslose« Einkommen wie die Boden-
rente der Großgrundeigentümer und vor allem die Zins- und Zinses-
zinseinkünfte der Rentiers, die infolge ihrer Umverteilungswirkung
für die soziale Polarisierung verantwortlich gemacht werden. Dies er-
klärt eine gewisse potenzielle Attraktivität der Freiwirtschaftslehre für
vergangene wie aktuelle kapitalismuskritische Diskurse. Der Teufel
steckt aber wie meistens im Detail – oder anders formuliert: Die Wahl
der (falschen) Mittel kann den Zweck entheiligen. Und dies ist bei Ge-
sell der Fall.

Neben der Umwandlung der Bodenrente in eine »Mütterrente« (wo-
rauf ich noch zurückkommen werde) bildet Gesells eigentliche Kern-
forderung die Einführung eines »Verschleiß- oder Schwundgeldes«
(Freigeld), dessen Hortung eine regelmäßige Entwertung (Negativzins)
von jährlich etwa 5 bis 6 Prozent nach sich zieht. Dies bedeutet nichts
anderes, als dass dem Geld diejenigen Eigenschaften künstlich ange-
heftet werden sollen, die alle anderen Waren als Gebrauchswerte besit-
zen. Im Grunde soll in der NWO das Geld wieder naturalisiert werden.
Hierfür sind die Durchhaltekosten zu erhöhen, um das überschüssige
Geldkapital von den Bankkonten in den Prozess materieller Realgüter-
produktion zu pumpen. Dieser kontinuierliche Geldumlauf soll fortan
jegliche zyklischen Wirtschaftskrisen ausschalten. Kapitalismustypi-
sche Probleme wie Deflation, Inflation oder Massenarbeitslosigkeit
wären somit ein für allemal beseitigt, die »siamesischen Zwillinge«
Marktwirtschaft und Kapitalismus endgültig voneinander getrennt.

Indem Gesell und seine alten wie neuen Interpreten aber stets nur
an den Geldfunktionen herumlaborieren (speziell die Wertaufbewah-
rungseigenschaft hat es ihnen angetan), ignorieren sie jedwede form-
spezifische Geldanalyse unter den Bedingungen einer kapitalistischen
Produktion samt der zugrunde liegenden sozialen Dimension. Der
Frontalangriff der Gesellianer richtet sich ausschließlich gegen das
Zinsen tragende Geldkapital (G – G’), ohne dass jemals eine über-
zeugende Antwort erfolgt, wie dessen Zinszuwächse eigentlich zu-
stande kommen.

Gesell bezieht hierzu zwar eine klare Position, wonach der »Geld-
zins vom Vorhandensein eines von Arbeitsmitteln entblößten Proleta-
riats vollkommen unabhängig (ist)«.2 Dies stellt allerdings eine ziem-
lich abenteuerliche Vorstellung dar, bei der die gesamte historische
Arbeitsteilung rückwirkend zu einem reinen Geldanhängsel erklärt
wird.3 Bekanntlich bilden Zinsen eine in Geld dokumentierte Forde-
rung, die vielmehr umgekehrt durch mehrwerthaltige(!) Warengüter-
produktion zu erwirtschaften ist.4 Ergo wird dem kapitalistischen
Unternehmer erst durch die Aneignung des von den unmittelbaren
Produzenten (Lohnabhängigen) geschaffenen Mehrwerts ermöglicht,
diese monetäre Forderung überhaupt zu erfüllen. Eine totale Entkopp-
lung von Finanz- und Produktionssphäre kann demnach nicht stattfin-
den, da der Zinsen beinhaltende Schuldendienst an Kreditinstitute aus
den real produzierten Überschüssen finanziert werden muss.5 Und dies
gilt selbst angesichts des Umstands, dass seit dem Ende des Welt-
währungssystems von Bretton Woods im Zuge der anhaltenden
staatlichen Liberalisierungs- und Deregulierungspolitik die Dispro-
portionalität zwischen der Finanzsphäre und der materiellen Basispro-
duktion drastisch zugenommen hat. Dennoch handelt es sich aus den
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beschriebenen Gründen »nur« um relative Verselbständigungstenden-
zen des monetären Sektors.

Die einer Zinswirtschaft zugrunde liegende antagonistische Produk-
tionsweise, also der auf der privatkapitalistischen Aneignung des
Mehrwerts beruhende Gegensatz von Kapital und Arbeit, interessiert
die Freiwirtschaftsanhänger hingegen nicht, werden hierbei doch aus-
schließlich arbeitsbezogene bzw. produktive Einkommen erzielt.

Diese Differenzierung zwischen schaffendem (produktivem) und
raffendem (unproduktivem) Kapital wird von Gesell auch sozialstruk-
turell nachvollzogen. Folgerichtig bilden in der NWO nicht etwa ka-
pitalistische Unternehmer vs. Lohnabhängige das eigentliche soziale
Gegensatzpaar, sondern Kapitalisten und Lohnabhängige stehen als
»Volk« dem Zinsen und Grundrente kassierenden Rentier gegenüber.

Es überrascht nicht, dass ein solches Ideologem leicht Zugang in
den wirtschaftsprogrammatischen Teil des NSDAP-Programms von
1920 finden konnte, welches unter Punkt 11 die »Brechung der Zins-
knechtschaft« forderte.6 Denn angesichts der damaligen (durch das
mittelalterliche kanonische Zinsverbot historisch begünstigten) brei-
ten Repräsentanz von Juden im Bankgewerbe kam Gesells Wirt-
schaftskonzept den Nationalsozialisten nur allzu gelegen, um ihrem
rassistischen Antisemitismus eine zusätzliche ökonomische Begrün-
dung mitzuliefern. Auch wenn Gesells Theorie für die praktische NS-
Wirtschaftspolitik ohne nennenswerten Belang blieb, stand die
NSDAP mit ihrem so genannten »Rolandbund« freiwirtschaftlich
orientierten Mitgliedern ausdrücklich offen.7

Soziale Grundlagen der »Natürlichen Wirtschaftsordnung«
Die von Gesell mit der Einführung von »Freiland« und »Freigeld« be-
fürwortete Renaturalisierung der Wirtschaft macht keineswegs vor der
Gesellschaft halt. Im Gegenteil: der »Meister« aller Freiwirte hält das
Darwinsche Prinzip der »natürlichen Auslese« auch in der Gesell-
schaft für richtig und unverzichtbar. Seine Vorstellung von »Auslese«
behält allerdings einen primär ökonomischen Anstrich: »Die Auslese
durch den freien, von keinerlei Vorrecht mehr gefälschten Wettbewerb
wird in der Natürlichen Wirtschaftsordnung vollständig von der per-
sönlichen Arbeitsleistung geleitet, wird also zu einem Sichauswirken
der Eigenschaften des einzelnen Menschen.«8

Die heutigen Befürworter eines ungehemmten Neoliberalismus
könnten dieses Bild eines »Arbeitskraftunternehmers« wohl nicht bes-
ser illustrieren: »Durch immer bessere, höhere Leistungen sucht sich
der Mensch im Wettbewerb zu behaupten. Von diesen Leistungen hängt
es allein ab, ob und wann er eine Familie gründen, wie er die Kinder-
pflege üben, die Fortpflanzung seiner Eigenschaften sichern kann.«9

Bei diesem »survival of the fittest« sollen sich also möglichst nur
noch die Erfolgreichen reproduzieren.

Gesells Vorstellung von einer solchermaßen wettbewerbsbestimm-
ten sozialen Auslese wird durch ein passendes Frauenbild ergänzt:
»Die so wiederhergestellte natürliche Auslese wird in der Natürlichen
Wirtschaftsordnung noch dadurch besonders unterstützt, daß auch die
Vorrechte bei den Geschlechtern aufgehoben sind, indem als Entgelt
für die aus der Kinderpflege entstehende Mehrbelastung die Grund-
rente unter die Mütter nach der Zahl der Kinder verteilt wird.«10

6 Vgl. http://www.
documentarchiv.de/wr/1920/
nsdap-programm.html.

7 Vgl. Elmar Altvater: Eine
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Geld?, a. a. O., S. 30.
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Vorwort zur 3. Aufl., a. a. O.,
S. 20.

9 Ebenda.

10   Ebenda, S. 21.
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Ist Gesell also nur ein verkannter Vorkämpfer für die weibliche Eman-
zipation? Wohl kaum, sollen mit der umgewandelten Grundrente die
Frauen doch vor allem auf ihre Rolle als Mütter festgelegt werden,
deren Hauptaufgabe in der »Hochzucht« des Menschengeschlechts be-
steht. Gnädigerweise dürfen sie sich hierfür wenigstens noch die tüch-
tigsten Männer selbst aussuchen: »So wird in der Natürlichen Wirt-
schaftsordnung der Frau das freie Wahlrecht verbürgt, und zwar nicht
das inhaltleere politische Wahlrecht, sondern das große Zuchtwahlrecht,
dieses wichtigste Sieb bei der Auslesetätigkeit der Natur.«11

Auf den Punkt gebracht, beruhen die sozialen Grundlagen der
Natürlichen Wirtschaftsordnung auf einem ökonomischen, matriar-
chalisch maskierten Sozialdarwinismus.

Obschon diese Heroisierung der Frau als Mutter sowie die Blut-
und Boden-Politik eigentlich gut zur NS-Ideologie passten, war
Gesells soziales Konstrukt für die Nationalsozialisten dennoch un-
annehmbar. Sein extremer Individualismus kollidierte frontal mit der
nationalsozialistischen Massenideologie und insbesondere mit deren
Grundsatz strikter Rassentrennung. Im Widerspruch zur späteren
nationalsozialistischen Praxis erklärte Gesell die Rassenpolitik zur
ureigensten Angelegenheit eines jeden einzelnen Menschen.12 »Ras-
senmischung« ist in diesem Konzept möglich bzw. sogar ausdrück-
lich erwünscht.

In Vorkenntnis seiner ökonomischen Konzeption ist dies sogar
leicht nachvollziehbar, denn Gesell überträgt seinen konkurrenzdeter-
minierten Sozialdarwinismus nur ideologisch konsequent auf die in-
ternationale Ebene. Das internationale Freihandelsprinzip wird hierbei
einfach zur leitmotivischen »Sozialpolitik« in globaler Dimension er-
hoben. Und dies verträgt sich sogar hervorragend mit seiner Forde-
rung nach einem internationalen »Völkerfrieden«.13 Bekanntlich ge-
deiht eine globale, freie Marktwirtschaft am besten unter stabilen
politischen und kapitalfreundlichen Bedingungen.

Freilich ist Gesell damit weder ein »Marx der Anarchisten«, ge-
schweige denn gar ein »Akrat«, der jedwede Form von äußerer Herr-
schaft ablehnt.14 Ein libertärer Marxismus sähe anders aus: Er würde
die zugrunde liegende antagonistische Produktionsweise nicht vor-
sätzlich negieren, sondern als soziales Ziel die direkte Verfügungsge-
walt der unmittelbaren Produzenten über die Organisation des Pro-
duktionsprozesses sowie die Selbstaneignungsweise hinsichtlich der
Produktionsergebnisse beinhalten. Hinzu kommt, dass Gesells »Kos-
mopolitismus« doch implizit ein rassistisches Element enthält. Eine
gesellschaftspolitische Umsetzung seines individuellen Rassever-
ständnisses würde zur allmählichen Entstehung einer globalen, neuen
»Herrenrasse« führen, die allerdings (im Unterschied zu der von den
NS-Ideologen propagierten) multiethnisch zusammengesetzt wäre.

Im Grunde propagiert Gesell damit nichts anderes als eine spezifi-
sche, marktradikale Elitenideologie, die »Rasse« als eine primär öko-
nomische Kategorie definiert.

Ein Zwischenfazit
Gesells Konstrukt einer Natürlichen Wirtschaftsordnung enthält – wie
dargelegt – zentrale Ideologeme, die beträchtliche Anschlussfähigkeit
zu gängigen rassistischen und antisemitischen Stereotypen besitzen.

11   Ebenda.

12   Ebenda, S. 64.

13   Ebenda, S. 55 ff.
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Trotz der strukturellen Rechtslastigkeit von Gesells Theorie und ihrer
realen historischen Vorbelastung ist hieraus nicht zwangsläufig zu
schlussfolgern, dass alle heutigen Freiwirtschaftsanhänger ausnahms-
los bewusste Rassisten und Antisemiten sein müssen. Bis-weilen er-
folgt sogar eine ausdrückliche Distanzierung von den beschriebenen
völkisch-biologistischen Überlegungen. Dem liegt aber häufig die irr-
tümliche Annahme und durchsichtige Motivation zugrunde, Gesells
Lehre könnte, wenn auf ihren sozialdarwinistischen Beigeschmack
verzichtet würde, in funktionaler Hinsicht eine gegenwartsbezogene
antikapitalistische Theoriealternative zum Marxismus bieten. Dies ist
allerdings mitnichten möglich. Hierfür wäre gerade jene Formanalyse
des Geldes inklusive dessen Bezug zu mehrwerthaltiger Warenpro-
duktion notwendig, von der alte wie neue Freiwirte bis dato nichts
wissen wollen. Der theoretische Versuch, Marktwirtschaft und Kapi-
talismus auseinander zu dividieren, ist demnach gezwungenermaßen
auf eine Umdefinierung dessen angewiesen, was Kapitalismus eigent-
lich ausmacht, nämlich eine gesellschaftliche Produktionsweise mit
gleichzeitiger privater Aneignungsweise der Produktionsergebnisse.
Nur wenn letztere ignoriert wird, lässt sich einerseits das Zinsnehmen
verteufeln, privatkapitalistische Mehrwertaneignung jedoch rechtferti-
gen, so dass das Kapitalverhältnis als soziale Beziehung nicht mehr
prinzipiell in Frage gestellt zu werden braucht.

Mit der historischen Realität hat Gesells Theoriekonstruktion ohne-
hin nichts gemein, haben sich doch Marktwirtschaft und Kapitalismus
gleichzeitig im Rahmen des »Disembeddings« herausgebildet.

Darüber hinaus sind auch die versprochenen, volkswirtschaftlichen
Positiveffekte eines Negativzinses stark anzuzweifeln. Ein beschleu-
nigter Geldumlauf besäße in der Praxis wohl eine ähnliche Wirkung
wie eine quantitative Ausweitung der Geldmenge. Gesells Geldum-
laufsicherung wäre damit nichts anderes als eine künstliche Inflation,
wenngleich kalkuliert und nicht uferlos. Dies könnte womöglich zwar
zu steigenden Kapitalinvestitionen im materiellen Produktionssektor
beitragen, entscheidend ist jedoch, welchen primären Investitions-
zwecken das zugeführte Kapital dient. Im Fall von Rationalisierungs-
investitionen führt dies nachweislich zu einer forcierten Freisetzung
von menschlicher Arbeitskraft, lediglich bei Erweiterungsinvestitio-
nen wäre ein Beschäftigungsanstieg zu erwarten. Hierdurch wird deut-
lich, dass selbst »nur« die soziale Regulierung einer kapitalistischen
Marktökonomie ein deutlich komplexeres Steuerungsinstrumentarium
als einen Negativzins erfordert. Dies dürfte auch der tiefere Grund
sein, weshalb sich John Maynard Keynes trotz seiner positiven Be-
zugnahme auf Gesell (worauf die NWO-Anhänger gern extensiv hin-
weisen) bei der Konzipierung seiner antizyklischen Wirtschaftspolitik
gegen die Einführung einer solchen »Liquiditätsprämie« entschied.

Summa summarum ist Gesells Natürliche Wirtschaftsordnung
weder ein alternativer, antimarxistischer Sozialismus, noch ein ver-
meintlicher »Dritter Weg« zwischen Kapitalismus und Kommunis-
mus, sondern einfach nur ein zinsloser Kapitalismus mit einer völlig
ungehemmten Marktwirtschaft als Mittel zur sozialbiologischen
Auslese.

Und das »liebe Geld«? Das Geld bleibt unter kapitalistischen Be-
dingungen, was es schon immer war – verselbständigter Tauschwert in
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einer gleichzeitig mit konkreten Gebrauchswerten behafteten Markt-
ökonomie.

Herausforderungen und Konsequenzen
für linke Kapitalismuskritik
Von einigen Anfangserfolgen abgesehen ist die freiwirtschaftliche Be-
wegung zum Leidwesen ihrer Anhänger stets nur ein gesellschaft-li-
ches Randphänomen geblieben. Gesells Befürwortung einer auf ex-
tremem Individualismus beruhenden Wettbewerbsordnung stand trotz
grundsätzlicher weltanschaulicher Nähe in eindeutigem Widerspruch
zur Kollektivideologie des rechten Mehrheitsflügels der NSDAP, der
sämtliche innergesellschaftlichen Konflikte mithilfe seiner »Volksge-
meinschaftskonzeption« einplanieren wollte – in der somit für einen
Konflikt zwischen arbeitsamem Volk und alimentierten Rentiers
schlichtweg kein Platz war. Ihre völkisch-sozialdarwinistische Einfär-
bung und konkurrenzkapitalistischen Grundtheoreme waren dagegen
für marxistisch orientierte Sozialisten gänzlich unannehmbar.

Über siebzig Jahre nach dem Tod ihres einstigen Theoriebegründers
haben sich für die Freiwirtschaftsbewegung die Erfolgsaussichten
dennoch aufgehellt. Die nahezu weltweite, kulturelle Hegemonie des
Neoliberalismus (von dem die Gesellianer ökonomietheoretisch übri-
gens nur die Ablehnung von Positivzinsen unterscheidet) ist mit der
Verabsolutierung eines egoistischen Individualismus verbunden, ganz
ähnlich wie ihn auch Freiwirte propagieren.

Zum anderen ist mit dem Zusammenbruch der stalinistisch defor-
mierten, europäischen Realsozialismen eine weitgehende Delegiti-
mierung des gesamten Marxismus eingetreten.

Infolgedessen könnte Gesells Lehre heute gleich mehreren politi-
schen Strömungen weltanschauliche Anknüpfungspunkte bieten:

erstens Wirtschaftliberalen, die den autoritären Charakter des
gegenwärtigen neoliberalen Projekts als Blockade ihrer individual-
egoistischen Selbstentfaltung ablehnen;

zweitens desillusionierten Sozialisten, die angesichts des gegenwär-
tigen, finanzgetriebenen neoliberalen »Casinokapitalismus« versucht
sein könnten, in der Freiwirtschaftslehre eine praxistaugliche Kapita-
lismusalternative zu suchen, sowie

drittens sozialrevolutionär gewendeten (»strasserisierten«) Neo-fa-
schisten, die rechte, völkische Ideologie mit prämodernem Anti-kapi-
talismus verbinden wollen.

Heutige Wahlparteien, die sich explizit auf Gesells Theorieerbe be-
ziehen, sind entsprechend ideologisch breit aufgestellt. Programma-
tisch sind diese erkennbar an ihren (nur scheinbar widersprüchlichen)
Forderungen nach obligatorischen Reformen im Geldwesen (Ein-
führung der Umlaufsicherung) und Reindustrialisierung der Wirt-
schaft (mit Wiedereinstieg in die Kernenergie) bei gleichzeitiger so-
zialökologischer Produktionsweise. Charakteristisch sind ebenfalls
Forderungen nach friedensförderlichen, gigantischen Investitionen in
die globale Verkehrsinfrastruktur, die schon aus Gründen der An-
schubfinanzierung scheitern müssten, selbst wenn diese langfristig
rentabel wären.

Dieser weltanschauliche »Warenhauskatalog« mag einer der Gründe
sein, weshalb das Stimmenergebnis solcher Parteien bei Wahlen mit
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der Anzahl ihrer Mitglieder tendenziell deckungsgleich ist, was meis-
tens ein zuverlässiges Indiz für einen sektenhaften Charakter darstellt.

Für die Verbreitung von Gesells Theorien scheinen hingegen die
Versuche eines gezielten Eindringens in andere Parteien (»Entris-
mus«) oder die Übernahme freiwirtschaftlicher Theorieelemente
durch andere Parteien deutlich mehr Erfolg zu versprechen.

Beispielsweise existiert schon seit der Parteigründung in den Grü-
nen eine so genannte »liberalsoziale« Strömung, die bislang für die
innerparteiliche Machttektonik der Gesamtpartei zwar nicht sonder-
lich bedeutend war, die jedoch den freiwirtschaftlichen Grund-
gedanken einer »Gesundung« unseres Geldwesens konsequent ver-
tritt.15 Die vollzogene kopernikanische Wendung der Grünen von
einer radikalökologischen, systemkonfrontativen Antiparteienpartei
zu einer neoliberalen, marktwirtschaftlichen Elitepartei von Bestver-
dienenden mit nur noch gemäßigt sozialökologischer Note ist also seit
ihren frühen Anfängen programmatisch mit angelegt gewesen.

Obzwar ideologisch völlig konträren Zwecken dienend, wäre es
auch der sich sozialrevolutionär gerierenden NPD prinzipiell möglich,
sich der »Natürlichen Wirtschaftsordnung« zu bedienen, um einige
passende Theoriestücke zu entwenden und in ihre biologistische
Volksgemeinschaftsideologie zu integrieren.

Und die Linke?
Die nach wie vor in zahlreichen Splitterparteien organisierten dog-

matischen Linken pflegen unverrückbar ihr fest gefügtes Marxismus-
verständnis und sind dadurch für freiwirtschaftliche Ideen nur wenig
empfänglich.

Die demokratische Linke hat hingegen damit begonnen, sich als
neue gesamtdeutsche, offene Linke zu verorten. Hierbei hat die in
Ostdeutschland politisch schwergewichtige Linkspartei.PDS in den
zurückliegenden sechzehn Jahren nach der Wiedervereinigung die
demokratische Wandlung von einer ehemaligen kommunistischen
Staatspartei zu einer Partei des Demokratischen Sozialismus glaub-
würdig vollzogen. Ihre für 2007 geplante Fusion mit der mehrheitlich
traditionssozialdemokratischen WASG wird dennoch zu spürbarer
weltanschaulicher Heterogenität in der neuen Linkspartei führen. Ins-
besondere der ideologische Pluralismus des WASG-Fusionsteils
könnte sich als geeignetes Einfallstor für freiwirtschaftliche Indoktri-
nationsversuche erweisen.

In Berlin, wo es zu einem konkurrierenden Wahlantritt beider Fusi-
onspartner kam, versuchten NWO-Anhänger offensiv die Wahlkämp-
fer beider Parteien gezielt in Diskussionen zu verwickeln mit der Be-
gründung, man würde doch eigentlich für identische Positionen
streiten. Dies ist, wie gezeigt, mitnichten der Fall.

Die Freiwirtschaftliche Theorie hat sich zur Gänze als auch hin-
sichtlich einzelner Theoriefragmente für Programmatik und Politik
von demokratischen Linken disqualifiziert, da ihr (ohnehin nur
unechter) Antikapitalismus strukturell in einen sozialdarwinistischen
Ökonomismus eingebettet ist, aus dem sie auch nicht herausgelöst
werden kann. Insofern ist es für die gesellschaftliche und politische
Revitalisierung einer demokratischen, antineoliberalen Linken uner-
lässlich, dass die Distanz zu einer im Kern antiemanzipatorischen Un-
gleichheitsideologie nicht verloren geht.

15   Vgl. http://www.
alternativen.homepage.
t-online.de.
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STEFAN KALMRING & ANDREAS NOWAK: Der Neoliberalismus wird
als die Lösung eklatanter sozialer und ökonomischer Probleme aus-
gegeben, mit denen die entwickelten kapitalistischen Ökonomien
seit etwa dreißig Jahren zu kämpfen haben. Wie erklärst Du Dir die
vielfältigen – seit dem Strukturbruch 1974/75 zu beobachtenden –
Phänomene wie die säkular steigende Arbeitslosigkeit, die geringen
Kapazitätsauslastungen, die niedrigen Wachstumsraten, die Fusions-
wellen und die rigide Verdrängungskonkurrenz?

KLAUS PETER KISKER: Die in allen hochindustrialisierten kapitalisti-
schen Ländern zu registrierende Tendenz der längerfristig, d. h. über
die konjunkturellen Schwankungen hinweg, fallenden Profitrate hat
zwar zu immer stärkeren Klagen der Industrie geführt, war aber so
lange unproblematisch, wie hohe Akkumulationsraten dazu führten,
dass die Profitmassen trotz fallender Profitraten stiegen. Die Akku-
mulationsrate wird selbst längerfristig von der fallenden Profitrate
bestimmt. Das bedeutet, die Akkumulationsrate, die notwendig wäre,
um eine steigende Profitmasse zu garantieren, konnte längerfristig
nicht aufrechterhalten werden. Die Situation, in der das neue, zusätz-
lich gebildete Realkapital, gesamtgesellschaftlich und tendenziell
gesehen, nicht mehr ausreichte, um den Fall der Profitrate zu kom-
pensieren, ist Mitte der siebziger Jahre eingetreten. Die Folge ist:
Seitdem sinken bei deutlichen Unterschieden zwischen einzelnen
Regionen, Branchen und Unternehmen tendenziell im längerfristi-
gen Trend nicht nur die Profitraten, sondern es sinkt auch die ge-
samtgesellschaftliche Profitmasse. Mit dieser als Strukturelle Über-
akkumulation zu bezeichnenden längerfristigen Entwicklung, in der
durch zusätzliche Realkapitalakkumulation die gesamtgesellschaftli-
che Profitmasse nicht mehr gesteigert werden kann, sind die kapita-
listischen Systeme in eine neue Entwicklungsphase eingetreten. 

STEFAN KALMRING & ANDREAS NOWAK: Worin liegt der Unterschied
zwischen der zyklischen und der Strukturellen Überakkumulation?

KLAUS PETER KISKER: In jedem der rund 25 Konjunkturzyklen, die
die kapitalistischen Wirtschaften seit der Durchsetzung dieses
Systems durchlaufen haben, sind im Aufschwung auf Grund des
kapitalimmanent logischen, durch die Konkurrenzbedingungen er-
zwungenen Investitionsverhaltens Überkapazitäten entstanden, die
im Abschwung durch Kapitalentwertung und -vernichtung beseitigt
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worden sind. Damit sind immer wieder die Voraussetzungen für einen
neuen Aufschwung geschaffen worden. Strukturelle Überakkumula-
tion war und ist dagegen eine längerfristig sich anbahnende, abseh-
bare Entwicklung, die im Unterschied zur zyklischen Überakkumu-
lation nicht auf falschen Signalen seitens des Marktes beruht und vor
allem nicht durch einen kurzfristigen Abschwung beseitigt wird. An-
haltende Überkapazitäten und sinkende Profitmasse fordern strategi-
sches Handeln seitens der Kapitale. So ist zu erklären,
• dass die Realinvestitionsquote deutlich zurückgegangen ist,
• dass die Unternehmer versuchen, ihre Investitionen auf Ersatz-
und Rationalisierungsinvestitionen zu beschränken,
• dass sie auf Kosten der Realinvestitionen riesige Geldkapitale bil-
den und eher andere Firmen aufkaufen, als die Gewinne zum Aus-
bau bestehender Unternehmen zu verwenden, wobei sie in der Regel
nicht an den Produktionskapazitäten, sondern lediglich an den
Marktanteilen der aufgekauften Unternehmen interessiert sind. De-
ren Mitarbeiter und Maschinen stellen eine lästige Dreingabe dar.

Mit diesen kapitalimmanent logischen, betriebswirtschaftlich ra-
tionalen Maßnahmen können die Einzelkapitale kurzfristig ihren
Gewinn stabilisieren, längerfristig verschärfen sie damit jedoch die
Strukturelle Überakkumulation. Die zyklendurchschnittliche Ein-
schränkung der Realkapitalakkumulation, die Reduzierung der Er-
weiterungsinvestitionen und die neuen, Produktionskapazitäten ver-
nichtenden Zentralisationsstrategien bremsen zwar kurzfristig den
Fall der Profitrate, bewirken aber gleichzeitig eine weitere zyklen-
durchschnittliche Senkung der Akkumulationsrate, sodass die Über-
akkumulation nicht gebremst, sondern verstärkt wird.

Die Einschränkung der Realkapitalakkumulation – deutlich abzu-
lesen an der gesunkenen Investitionsquote – bei Zunahme des An-
teils der Rationalisierungsinvestitionen bedeutet, dass das zyklen-
durchschnittliche Wachstum der Arbeitsproduktivität über dem
Wachstum des Sozialproduktes liegt. Eine solche Konstellation
muss zu einer überzyklischen Entlassung von Arbeitskräften führen. 

Längerfristig abnehmende Beschäftigung heißt abnehmende Nach-
frage nach Konsumgütern und damit Kontraktion der Konsummit-
telproduktion. Damit fällt nicht nur Nachfrage nach Investitions-
gütern, sondern zusätzlich effektive Nachfrage nach Konsumgütern
aus, zumal mit zunehmender langanhaltender Massenarbeitslo-
sigkeit die herkömmlichen sozialstaatlichen Transfersysteme an ihre
Grenzen stoßen und damit ihre abfedernde Funktion verlieren. Wird
dieser akkumulationsbedingte Ausfall an effektiver Nachfrage nicht
durch staatliche Aktivität oder zunehmende Nachfrage aus dem Aus-
land (Exportüberschuss) kompensiert, führt dies zu weiterer Redu-
zierung der Investitionsgüternachfrage. Es entwickelt sich ein Cir-
culus vitiosus mit zunehmender Arbeitsplatzvernichtung.

STEFAN KALMRING & ANDREAS NOWAK: Der schwarze Freitag ist uns
allen ein Begriff. Er steht für die langandauernde Depressionsphase
der Weltwirtschaft in den dreißiger Jahren. Die katastrophalen poli-
tischen Folgen sind allseits bekannt. Worin liegen für Dich die Ge-
meinsamkeiten und Unterschiede der beiden Depressionsphasen?
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KLAUS PETER KISKER: Bereits ab Mitte der siebziger Jahre war eine
Entwicklung zu beobachten, die viele Gemeinsamkeiten mit der in
den zwanziger Jahren hatte. Nach der Krise 1920/21 – in Deutsch-
land nach 1923 – erholte sich der Kapitalismus in den hochindus-
trialisierten Ländern nur unvollkommen. Die Industrieproduktion
stieg im Verhältnis zur Vorkriegszeit nur noch schwach an, die
Kapazitätsauslastung der Industrie blieb mit knapp 80 % unbefriedi-
gend. Das hervorstechende Merkmal war die Entwicklung der Mas-
senarbeitslosigkeit, die im Unterschied zu früheren Konjunkturauf-
schwüngen auf hohem Niveau verharrte. In Deutschland betrug die
Zahl der arbeitslosen Gewerkschaftsmitglieder nach Angaben des
Instituts für Konjunkturforschung 1924 = 8,9 %, 1925 noch 8,3 %,
1926 sogar 18,8 %, 1927 = 8,8 % und im Höhepunkt der Konjunktur
– im August 1927 – noch über 5 %. In Großbritannien fiel die Ar-
beitslosenquote niemals unter 10 %, in den skandinavischen Ländern
verharrte sie bei rund 18 %. Nur in den USA erreichte sie mit 4 % in
etwa den Vorkriegsstand. 

In der Weltwirtschaftskrise 1929 bis 1932/33 stieg die Arbeitslo-
sigkeit – nach amtlichen Statistiken, die die Kurzarbeit und die Ar-
beitslosigkeit der Landarbeiter nicht erfassten – bis 1933 in Deutsch-
land auf 44,7 %, in den USA auf 31 %, in England auf 23,2 %
(vollarbeitslose Industriearbeiter). Diese Krise war aber nicht nur die
längste und schwerste in der Geschichte des Kapitalismus, sondern
zugleich auch die erste, die nicht von einem kräftigen Aufschwung
abgelöst wurde. Sie ging in eine längere Depressionsphase über. In
dem so genannten Aufschwung nach 1933 verharrte die Arbeitslo-
sigkeit in Großbritannien bei 17 % und in Schweden sowie in den
USA bei 20 %. Die durchschnittlichen Wachstumsraten des Sozial-
produktes blieben mit durchschnittlich 0,8 % p. A. weit hinter der
Vorkriegsentwicklung zurück. Der relativ schwache Boom nach der
Krise 1920/21 und insbesondere die unzureichende Erholung nach
der Weltwirtschaftskrise wurden damals als bedrohliche Symptome
einer überzyklischen, strukturellen Krise, als Beginn einer »säkula-
ren Stagnation«1 gedeutet. Im Unterschied zu heute wurde diese Ent-
wicklung allerdings dann relativ schnell durch die Kriegsvorberei-
tungen abgebrochen.

STEFAN KALMRING & ANDREAS NOWAK: Die Neokonservativen be-
haupten seit Jahren eine Alternativlosigkeit ihrer marktradikalen
Politik der Deregulierung. Sie begründen dies u. a. mit einem an-
geblichen Scheitern keynesianischer Wirtschaftspolitik. Eine solche
Argumentation scheint uns problematisch, da sie auffällig unge-
schichtlich verfährt, war doch der (Post-)Keynesianismus selber eine
Reaktion auf die tiefen Verwerfungen und Instabilitäten eines freien,
sich selbst überlassenen Marktes, wie ihn die Neoliberalen sich er-
sehnen. Sind die Lehren dieser Krise der dreißiger Jahre vergessen? 

KLAUS PETER KISKER: Abgesehen davon, dass mit der Wirtschafts-
politik seit Ende der siebziger Jahre alle Erfahrungen aus den zwan-
ziger Jahren ignoriert werden, und abgesehen davon, dass die man-
gelnden analytischen Fähigkeiten der Neokonservativen dafür sorgen,
dass die besonderen Bedingungen der einmaligen Prosperitäts-
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konstellation der Nachkriegszeit nicht erkannt werden, wird hier ein
Scheitern behauptet, das nie stattfinden konnte. Zwar gab es in den
USA – in der kurzen Kennedy-Ära unter dem Einfluss seines Bera-
ters Galbraiths – und in Großbritannien sowie in der Bundesrepublik
Deutschland nach 1965 Ansätze einer keynesianischen Wirtschafts-
politik, eine konsequente, auf Keynes’ Analyse aufbauende Wirt-
schaftspolitik hat es jedoch zu keinem Zeitpunkt in keinem Land ge-
geben. Unter den gegebenen Kräfteverhältnissen zwischen Arbeit
und Kapital wäre jeder Versuch in dieser Richtung am Widerstand
des Kapitals gescheitert. Das zeigten bereits die Diskussionen um
die Konzepte von Keynes seit den dreißiger Jahren und vor allem die
Debatten um Deregulierung seit den siebziger Jahren. 

Vollbeschäftigung und sichere Arbeitsplätze sind für das Kapital
keine erstrebenswerten Ziele, denn Vollbeschäftigung heißt für die
Unternehmen: Lohnsteigerungen, da bei Vollbeschäftigung sowohl
die Verhandlungsmacht des einzelnen Arbeitnehmers als auch insbe-
sondere die Kampfkraft der Gewerkschaften wesentlich stärker ist
als bei hoher Arbeitslosigkeit. Fehlende industrielle Reservearmee
bedeutet zudem für die Unternehmen, dass sie weniger flexibel auf
die für kapitalistische Systeme typischen Wechsel der Nachfrage
reagieren können. Kalecki hat bereits in den vierziger Jahren den
Widerstand der Unternehmer gegenüber aktiver Beschäftigungspoli-
tik auf drei Ebenen systematisch analysiert, er schreibt: »Die ›Füh-
rer der Wirtschaft‹ widersetzen sich einer Vollbeschäftigung, die der
Staat durch seine Ausgaben erzeugt. Die Gründe lassen sich in drei
Gruppen einteilen: 

1. das Unbehagen an der Einmischung des Staates in das Beschäf-
tigungsproblem an sich,

2. das Unbehagen am Verwendungszweck der Staatsausgaben (öf-
fentliche Investitionen und Subventionierung des privaten Kon-
sums),

3. das Unbehagen an den sozialen und politischen Veränderungen,
die eintreten, wenn Vollbeschäftigung zum Dauerzustand wird.«2

STEFAN KALMRING & ANDREAS NOWAK: Nehmen wir noch mal das
Beispiel der Bundesrepublik Deutschland. Wenn heute von keyne-
sianischer Wirtschaftspolitik gesprochen wird, stellen sich die meisten
eine Globalsteuerung im Stil Karl Schillers vor. Helmut Schmidts
berühmter Ausspruch, dass die Pferde zwar an die Tränke geführt,
aber nicht saufen würden, versinnbildlicht für viele das Scheitern der
damals praktizierten Form der Globalsteuerung, suggeriert aber
auch, dass die sozialdemokratische Politik der sechziger und siebzi-
ger Jahre mit den Vorstellungen von Keynes gleichzusetzen sei. Wie
gerechtfertigt ist es, die Vorstellungen Keynes’ mit der damaligen
Wirtschaftspolitik in eins zu setzen? 

KLAUS PETER KISKER: Die Sozialdemokraten haben es nie gewagt,
gegen die Interessen des Kapitals eine konsistente keynesianische
Wirtschaftspolitik zu betreiben. Karl Schiller hat Ende der sechziger
Jahre unter dem Eindruck der ersten Krise in der Bundesrepublik
eine »aufgeklärte soziale Marktwirtschaft« propagiert, bei der er den
neoliberalen »Freiburger Imperativ« mit der »Keynesschen Bot-
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schaft« zu verbinden vorgab. Mit dem von ihm maßgeblich initiier-
ten Stabilitätsgesetz von 1967 tat er so, als ob nun ein Stück keyne-
sianischer Politik betrieben werden solle. In Wahrheit ist dieses
Gesetz bis heute niemals angewendet worden, es war reines Window-
dressing. Schiller hat, wie viele andere, Keynes’ Konzepte wie einen
Steinbruch genutzt, einige leicht zu verwertende Brocken wurden
herausgenommen, die schwereren wurden umgangen. Das Scheitern
dieser halbherzigen, inkonsistenten Politik war vorprogrammiert.
Mit dem im September 1982 verabschiedeten Haushaltssicherungs-
gesetz, das eine erhebliche Kürzung der Sozialleistungen mit sich
brachte, leitete Helmut Schmidt kurz vor seinem Sturz die offene
Wende zu einer neoliberalen Politik ein. 

STEFAN KALMRING & ANDREAS NOWAK: Du hast vorhin bereits ge-
sagt, dass Unterbeschäftigung beziehungsweise eine umfangreiche
industrielle Reservearmee eine Verschiebung der Kräfteverhältnisse
zugunsten des Kapitals bedeutet. Die geschwächte Verhandlungs-
macht der abhängig Beschäftigten erleichtert eine Sanierung der
Profitraten über einen Abbau von Arbeitnehmerrechten, eine Sen-
kung der Löhne, Privatisierungen etc. Bedeutet die von Dir mit dem
Zitat von Kalecki zum Ausdruck gebrachte Auffassung nicht, dass
die Unternehmer wissen, welche Politik zu Vollbeschäftigung führt,
und deshalb aus strategischen Gründen anders handeln? Uns er-
scheinen die meisten Politiker und Unternehmer eher in ihrem eige-
nen neoliberalen Diskurs gefangen zu sein. Sie glauben, was sie vor-
schlagen. Und zeitigt eine Deregulierungsmaßnahme nicht die
gewünschten Ergebnisse, so argumentieren sie, dass die Maßnahme
eben nicht weit genug ging und deshalb durch weitere flankiert wer-
den müsse. 

KLAUS PETER KISKER: Im Kapitalismus zwingt die Konkurrenz die
Kapitalbesitzer oder ihre Beauftragten zu maßloser Profitmaximie-
rung. Das ist keine Frage der Moral oder des Gefangenseins in einem
Diskurs, sondern des Überlebens des Kapitals. Sie handeln betriebs-
wirtschaftlich logisch, wenn sie angesichts von Überkapazitäten ihre
Investitionen einschränken, Arbeitskräfte entlassen und Maßnahmen
ergreifen beziehungsweise fordern, die die Lohnkosten senken. 

STEFAN KALMRING & ANDREAS NOWAK: Die neoliberale Politik ist
auch für das Kapital ein zweischneidiges Schwert. Zwar findet einer-
seits eine gewichtige Rekommodifizierung der Ware Arbeitskraft statt,
das heißt Arbeitskosten und Zumutbarkeitsgrenzen werden erheblich
gesenkt, die anfallenden Kosten des Sozialstaats werden gemindert,
und es erschließen sich über Privatisierungen, Freihandelsbestrebun-
gen etc. neue Verwertungsmöglichkeiten. Aber andererseits bedeu-
ten die restriktive staatliche Haushalts- und Geldpolitik wie auch
Lohnsenkungen, dass Probleme bei der Binnennachfrage entstehen.
Könnte hieraus mittelfristig folgen, dass größere Kapitalfraktionen
sich wieder von der neoliberalen Wirtschaftspolitik abwenden?

KLAUS PETER KISKER: Das Kapital beziehungsweise seine Vertreter
haben niemals wirkliche Alternativen zu der neoliberalen Wirt-
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schaftspolitik geduldet. Sie sind davon überzeugt, dass das, was gut
für ein Unternehmen ist, auch gut für die Gesellschaft ist. Dass sich
die Schere zwischen einzelwirtschaftlicher und gesellschaftlicher
Effizienz immer weiter öffnet, wird ignoriert.

STEFAN KALMRING & ANDREAS NOWAK: Die Phase struktureller Über-
akkumulation prägt jetzt schon über ein Vierteljahrhundert das öko-
nomische und mittelbar das politische Geschehen. Mitte der neunzi-
ger Jahre sah es mit dem New Economy Boom eine kurze Zeit so aus,
als wäre dem Kapitalismus ein Weg aus der säkularen Stagnation
gelungen. Warum gelingt es dem Kapital und der es unterstützenden
Politik nicht, eine neue Prosperitätskonstellation zu erzeugen?

KLAUS PETER KISKER: Der Aufschwung in den neunziger Jahren
wurde ganz wesentlich durch die Börsen vorangetrieben. Riesige
Summen anlagesuchendes Kapital haben zu einer Spekulationsblase
geführt, die fälschlich als Prosperitätsphase angesehen wurde. Die
weltweiten Überkapazitäten im verarbeitenden Gewerbe sind da-
durch nicht abgebaut, sondern verschärft worden. 

STEFAN KALMRING & ANDREAS NOWAK: Gemäß der Theorie der Lan-
gen Wellen führt die Einführung von neuen Basistechnologien zu ei-
ner langanhaltenden Aufschwungphase. In der öffentlichen Diskus-
sion werden die Computer, Nano- und Biotechnologien als solche
Basistechnologien gehandelt. Was hältst Du von einer solchen opti-
mistischen Auffassung?

KLAUS PETER KISKER: Die so genannten Langen Wellen waren und
sind immer ein »Prinzip Hoffnung«. Es gibt keine in sich schlüssige
Theorie der Langen Wellen, die endogen eine wirtschaftliche Erho-
lung begründen kann. Auch statistische Untersuchungen haben die
Langen Wellen als Illusionen entlarvt. Die Durchsetzung der Com-
putertechnologie in den letzten fünfzig Jahren zeigt, dass damit
keine Aufschwungsphase verbunden war. Das ist von der Nano- oder
Biotechnologie ebenfalls nicht zu erwarten.

STEFAN KALMRING & ANDREAS NOWAK: Die Forderung nach wirt-
schaftspolitischen Alternativen zum Marktradikalismus setzt voraus,
dass der Staat auch in Zeiten der Globalisierung eine Handlungs-
macht besitzt. Es geht also um die Frage nach der politischen Durch-
setzbarkeit von Alternativen. Gerade diese wird nicht nur von Neo-
liberalen bestritten. Welche Position nimmst Du ein?

KLAUS PETER KISKER: Die Behauptung, dass der Staat auf Grund der
Globalisierung der Kapitale nicht mehr in der Lage ist, durch seine
Geld- und Fiskalpolitik soziale, bildungspolitische und ökologische
Ziele durchzusetzen und dementsprechend auch nicht mehr der
Adressat gesellschaftlicher Forderungen sein könnte, ist genau der
Mythos, den das Kapital zu etablieren versucht. Richtig ist zwar,
dass die EU-Nationalstaaten mit dem Maastricht-Vertrag wesentli-
che Mittel der Geld- und Fiskalpolitik aus der Hand gegeben haben
und durch den Verzicht auf ein effizientes internationales Währungs-
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system wie auf Kapitalverkehrskontrollen die zumeist spekulativen
internationalen Finanztransaktionen nicht mehr beeinflussen kön-
nen. Richtig ist aber auch, dass die notwendigen Reformen heute
weitgehend nur durch gemeinsames Vorgehen der EU-Mitglieder
durchzusetzen sind.

STEFAN KALMRING & ANDREAS NOWAK: Das Gejammer der Unter-
nehmer über die hohen Lohnkosten kontrastiert merkwürdig mit der
Rolle Deutschlands als Exportweltmeister beziehungsweise den ho-
hen Direktinvestitionen nach Deutschland. Widerlegt nicht dieser
Tatbestand die Forderung nach weiterer Deregulierung und Senkung
der Lohnkosten?

KLAUS PETER KISKER: Deutschland ist ein Hochlohnland, aber nicht
die Höhe der Löhne, sondern die Lohnstückkosten sind entscheidend
für die Konkurrenzfähigkeit der Unternehmen. Nur 1992/93 stiegen
die Löhne schneller als die Produktivität, das klassische Muster je-
des konjunkturellen Abschwunges. Von dieser kurzen Zeit abgese-
hen, sind die Lohnstückkosten gefallen. Im EZB-Monatsbericht Mai
2005 warnen die Banker Deutschland vor einer weiteren Lohnsen-
kungspolitik, da diese bisher schon erhebliche Probleme für die an-
deren Länder der EU verursacht habe!

Nach Berechnungen der EZB sind die gesamten Arbeitskosten in
der Bundesrepublik von 1999 bis 2003 in jedem Jahr um 1 % gerin-
ger gestiegen als im Durchschnitt der EU. Weiter heißt es dort: Da
die Produktivität hier stärker als in allen anderen EU-Ländern ge-
stiegen ist, sind die für die Wettbewerbsfähigkeit entscheidenden
Lohnstückkosten um 1,1 % hinter denen der anderen Länder zurück-
geblieben. Da z. B. Spanien um 1,1% in der Gegenrichtung vom
Durchschnitt abwich, ergibt sich eine jährliche Verbesserung der
deutschen gegenüber der spanischen Wettbewerbsposition um 2,2 %,
für die vier Jahre von um fast 9 %. Die Behauptung, dass die Löhne
einschließlich der Lohnnebenkosten in der Bundesrepublik zu hoch
seien und deshalb Deutschland international nicht wettbewerbs-
fähig sei, ist absurd.

STEFAN KALMRING & ANDREAS NOWAK: Die IG Metall hat 2006 ein
recht passables Abschlussergebnis bei den Tarifverhandlungen er-
zielt. Der Gewerkschaftsexperte Josef Esser hat die Ursachen dafür
zum Teil darin gesehen, dass selbst die Arbeitgeber mittlerweile an
das Drohpotenzial von Betriebsverlagerungen in Niedriglohnländer
nicht mehr glauben würden und gegen die Gewerkschaften einsetzen
könnten. Verpufft das Schreckgespenst der Globalisierung zuletzt
bei Licht besehen?

KLAUS PETER KISKER: In der Tat ist es den Gewerkschaften gelun-
gen, das Drohpotenzial, das immer weit höher war als die tatsächli-
chen Verlagerungen, durch fundierte Analysen zu entschärfen. Tat-
sache ist: Die Zahl der bei deutschen Konzernen im Ausland
Beschäftigten hat zugenommen. Hierbei handelt es sich in den
meisten Fällen jedoch nicht um neue Arbeitsplätze, die zu Lasten des
Inlandes entstanden sind, sondern überwiegend um Akquisitionen
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bereits bestehender Betriebe mit den dort Beschäftigten. Der Teil der
Investitionen, die ins Ausland fließen, stagniert seit 1990 bei 5 % und
dient wesentlich der Erschließung beziehungsweise Erweiterung
ausländischer Märkte sowie der Exportförderung. 2002/03 weist
Deutschland hinter Irland den höchsten positiven Saldo der Direkt-
investitionen aus. Produktionsverlagerungen sind fast ausschließlich
bei händischer Produktion ohne Rationalisierungspotenzial zu re-
gistrieren. 

STEFAN KALMRING & ANDREAS NOWAK: Welche wirtschafts- und
sozialpolitische Strategie sollte die gewerkschaftliche und politische
Linke kurz- und mittelfristig einschlagen?

KLAUS PETER KISKER: Um wirtschaftspolitische Handlungsfähigkeit
zurückzugewinnen, sind zwei Maßnahmen vordringlich:
1. eine Kontrolle des internationalen Kapitalverkehrs und
2. eine Neuordnung der Staatsfinanzen.

Es ist notwendig, die spekulative Geldkapitalakkumulation auf
den internationalen Finanzmärkten zu Gunsten der inländischen –
das heißt zunehmend europäischen – Realinvestitionen zu unterbin-
den. Die Gesellschaft hat ein Recht darauf, die Verschiebung des
Mehrwertes, der im Inland von den abhängig Beschäftigten nicht zu-
letzt auf Grund bestimmter, von der Gesellschaft geschaffener Vor-
aussetzungen erwirtschaftet worden ist, zu kontrollieren. Die Wie-
dereinführung einer effizienten, die internationale Mobilität des
Finanzkapitals einschränkenden Kapitalverkehrskontrolle in Ver-
bindung mit einer Neukonstruktion des internationalen Währungs-
systems würde nicht nur die Gefahr einer weltweiten Finanzkrise
mindern, sondern dem Staat Handlungsspielraum zurückgeben, um
– bei entsprechendem Druck seitens der abhängig Beschäftigten –
Politik im Interesse der Gesellschaft gestalten zu können. Die deut-
sche Industrie hat ca. eine Billion Euro als Geldmittel auf den inter-
nationalen Kapitalmärkten angelegt. Das sind zum großen Teil Ge-
winne, die hier in Deutschland auf Basis der hier geschaffenen,
gesellschaftlichen Produktionsvoraussetzungen geschaffen worden
sind, die hier aber nicht in reale Anlagen gesteckt wurden, sondern
ins Ausland verschoben wurden. Zur Erinnerung: Die USA, die BRD,
Kanada und die Schweiz haben als erste Staaten 1970 Kapitalver-
kehrskontrollen aufgehoben. Großbritannien folgte 1979, Spanien
erst 1992. Kapitalverkehrskontrollen sind eine unabdingbare Vor-
aussetzung zur Wiedererlangung wirtschaftspolitischer Steuerungs-
möglichkeit.

Beschäftigungs- und umweltorientierte Strukturprogramme sind
nur über Defizit-Spending zu finanzieren. Ein berechtigter Einwand
gegen die wachsende Staatsverschuldung ist, dass die daraus resul-
tierenden Zinszahlungen einen wesentlichen Teil des Steueraufkom-
mens absorbieren und damit die Umverteilung von unten nach oben
beschleunigt wird. Dieses Argument richtet sich jedoch nicht gegen
die Staatsverschuldung als solche, sondern gegen ihre Form. Keynes
hat immer wieder gefordert, Staatsschulden zinslos durch die Zen-
tralbanken zu finanzieren. Anstatt die Geldmenge jedes Jahr plan-
mäßig dadurch auszuweiten, dass die Zentralbank den Geschäfts-
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banken zusätzliches Geld zur Verfügung stellt, könnte sie es dem
Staat geben, von dem es dann im Zuge der Staatsausgaben in den
Wirtschaftskreislauf fließt. Eine solche Defizitfinanzierung würde
zwar eine Änderung des Vertrages von Maastricht voraussetzen, ent-
spräche aber gesellschaftlicher Vernunft.

STEFAN KALMRING & ANDREAS NOWAK: Eine erfolgreiche politische
Strategie ist in eine langfristige Perspektive eingebunden. Das kann
für uns nur ein demokratischer Sozialismus sein. Welche Bedeutung
kommt einer sozialistischen Transformationsperspektive zu? Und
wie könnte dies nach dem Scheitern des realexistierenden Sozialis-
mus aussehen?

KLAUS PETER KISKER: Die grundlegende Umorientierung der euro-
päischen Wirtschafts-, Sozial- und Umweltpolitik erfordert eine
Analyse der Entwicklung, der gegenwärtigen Lage und der Zukunfts-
trends, denn ohne eine umfassende Analyse der Ursachen der ge-
genwärtigen Krise – und stattdessen einer Beschränkung auf Symp-
tome oder auf nebensächliche Faktoren – werden die wesentlichen
Probleme bewusst oder unbewusst verschleiert. Das Überleben der
Menschheit erfordert Strukturen zu entwickeln, in denen die Men-
schen die Produktion sowie ihre eigenen gesellschaftlichen Verhält-
nisse beherrschen und in gesellschaftlicher Verantwortung entschei-
den, was wo in welchen Mengen unter welchen Bedingungen
produziert wird. 

Das heißt: Die gegenwärtige Steuerung der kapitalistischen Wirt-
schaften durch den privaten Profit muss schrittweise eingeschränkt
und schließlich überwunden werden. An die Stelle der betriebswirt-
schaftlichen Logik muß eine gesellschaftliche Profitorientierung tre-
ten. Ohne die ideologische Selbstbefangenheit zu überwinden und
bewusst die Grenzen systemimmanenter Kritik zu sprengen, sind
wirksame Strategien dazu nicht zu entwickeln. Eine sozialistische
Transformationsperspektive lässt sich meines Erachtens nur auf der
Basis eines Bewusstseins der Bevölkerung von der absoluten Not-
wendigkeit grundlegender Veränderungen durchzusetzen.
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